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1. Einleitung und Problembeschreibung 

Die Produktionsverhältnisse des Fordismus schufen für die Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmer eine klare Trennung zwischen zu Hause und Betrieb, Arbeitszeit und Freizeit 

und letztlich Arbeit und Nicht-Arbeit (vgl. von Streit 2011, S.14). Der Übergang von 

fordistischer Industriearbeit hin zu postfordistischer Dienstleistungsarbeit als Leitbild der 

Arbeit ließ diesen Dualismus der Lebensbereiche Arbeit und Nicht-Arbeit zunehmend 

zerbröckeln bzw. entgrenzen (vgl. Herlyn et al. 2009, S. 9).  

Diese neu etablierte, moderne Arbeitswelt ist geprägt von ubiquitärer Präsenz von Infor-

mations- und Kommunikationstechnologien, die es ermöglichen, im Grunde zu jeder Zeit 

verfügbar und online zu sein, aber auch zu arbeiten. „Vom ortsfesten Telefon zum Handy, 

vom Brief zur E-Mail, von der Schreibmaschine zum mobilen (…) Laptop“ (Von Streit 

2011, S. 14). Neben einem ausgeprägten Technikeinfluss ist die moderne Arbeitswelt 

charakterisiert von zunehmender Flexibilisierung und Deregulierung der Arbeit. Die 

rechtliche Rahmung wird, im Dogma der Marktnotwendigkeit, gelockert und führt so zu 

Entgrenzung (vgl. Gottschall/Voß 2003, S. 17). Diese Erosion des rechtlichen Rahmens 

führt zum Entstehen einer Vielzahl an neuen Beschäftigungsformen und Arbeitsgestal-

tungs- und Arbeitsorganisationsformen (vgl. Kratzer/Sauer 2003, S. 91). 

Ein Resultat dieser tiefgreifenden, multidimensionalen Wandlungsdynamiken kann sein, 

dass die Grenzziehung zwischen Berufs- und Privatleben erschwert wird (Von Streit 

2011, S. 14). Ein Verhältnis, eine Struktur, oder eine Balance zu finden, wird somit zu 

einer tagtäglich, individuell und vor allem aktiv zu leistenden Aufgabe für die vermeint-

lich „Entgrenzten“ (vgl. Gottschall/Voß 2003, S. 19). 

Wer oder was treibt diese Entgrenzung an? Führt das permanente Kalkulieren mit und an 

den Grenzen vielleicht notwendigerweise dazu, dass Grenzen immer weiter gesteckt und 

letzten Endes obsolet werden? Ist die Entgrenzung daher nicht die logische Konsequenz 

eines Wirtschaftssystems, dass Entscheidungen „at the margin“ (vgl. Pindyck/Rubinfeld 

2013, S. 133 ff.) trifft? Was heißt es für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer an ihre 

Grenzen zu gehen, welche Auswirkungen entstehen dadurch? Wie reagieren die Politik 

und Interessensvertretungen darauf? Überwiegen letztlich die Chancen oder überwiegen 

die Risiken? 
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1.1 Forschungsfragen, Aufbau und Zielsetzung der Arbeit 

Aufgrund dieser Problemstellung wird in der vorliegenden Bachelorarbeit drei zentralen 

Forschungsfragen nachgegangen: 

1. Welche Triebkräfte führen zu einer Entgrenzung von Arbeit und Nicht-Arbeit?  

2. Welche Auswirkungen auf unselbständig Beschäftigte in Österreich bringen ent-

grenzte Arbeits- und Nicht-Arbeitsverhältnisse in gesundheitlicher Hinsicht mit 

sich? 

3. Wie reagieren Interessensvertretungen, Politik und die „Entgrenzten“ selbst auf 

diese? 

Um diese Fragen beantworten zu können wird in einem ersten Schritt der theoretische 

Rahmen gesetzt, wobei zunächst Bezug auf historische und rechtliche Grundlagen ge-

nommen wird. Komplettiert wird dieses für die weitere Argumentation elementare Gerüst 

durch Definition und Diskussion der Begriffe „Entgrenzung“, „Arbeit und Nicht-Arbeit“ 

sowie „unselbständige Beschäftigung“. 

Im darauffolgenden Kapitel werden drei ausgewählte Aspekte der Entgrenzung präsen-

tiert, die im Folgenden als „Triebkräfte“ (vgl. Gottschall/Voß 2003) bezeichnet werden. 

Es soll gezeigt werden, dass Entgrenzung von diversen, unterschiedlichen Kräften ange-

trieben wird, die von der globalen Ebene, wie etwa der Technisierung, oder Internationa-

lisierung, über die nationale Ebene, wie etwa des institutionellen Wandels, hin zur be-

trieblichen Ebene, wie etwa die Subjektivierung der Arbeit und dem Entstehen neuer Ar-

beitsverträge in Form von „All-In Vereinbarungen“, reichen. 

Danach wird mit der Teleheimarbeit ein Fallbeispiel gegeben. Unter Berücksichtigung 

aller vorher erwähnten Aspekte soll die konkrete Situation eines entgrenzten Arbeits- und 

Nicht-Arbeitsverhältnisses porträtiert und zusammengefasst werden. 

Anschließend werden die Folgen von Entgrenzung untersucht. Auswirkungen auf ge-

sundheitliche Faktoren von unselbständig Beschäftigten in Österreich beginnen dieses 

Kapitel. Die Reaktionen auf Entgrenzung seitens der jeweiligen Interessensvertretungen, 

der Politik und letztlich der „Entgrenzten“ selbst vervollständigen das Kapitel. In einem 

letzten Schritt wird resümiert und ein Ausblick auf zukünftige Perspektiven gegeben. 

Diese Literaturarbeit soll am Ende gezeigt haben, warum die Entgrenzung von Arbeit und 

Nicht-Arbeit eine relevante Thematik für unselbständig Beschäftigte in Österreich dar-
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stellt. Es wird versucht einen Mittelweg zu finden, zwischen der Darbietung eines Über-

blickes über den gesamten aktuellen Forschungsstand der Thematik „Entgrenzung von 

Arbeit und Nicht-Arbeit“ und der Einhaltung von inhaltlicher Präzision. 

2. Theoretischer Rahmen 

In diesem grundlegenden Kapitel wird versucht ein theoretisches Fundament zu bauen, 

auf dem die gesamten Folgekapitel stehen. Um über die Thematik der „Entgrenzung“ 

diskutieren zu können, muss in einem vorangehenden Schritt festgelegt werden, was diese 

Grenzen überhaupt sind, beziehungsweise waren, von denen entgrenzt wird, weshalb zu-

nächst die historischen Verhältnisse des Fordismus-Taylorismus sowie geltende arbeits-

rechtliche Grundlagen kurz porträtiert werden. Darauf aufbauend wird der Begriff Ent-

grenzung aus verschiedenen Positionen betrachtet, diskutiert und eine Annäherung an 

eine Definition versucht. Um den theoretischen Rahmen zu komplettieren, werden zu-

sätzlich noch das Begriffspaar Arbeit und Nicht-Arbeit sowie die unselbständige Beschäf-

tigung definiert. 

2.1 Der historische Bezugsrahmen und rechtliche Grundlagen 

Angelehnt an den von Kratzer/Sauer definierten Zugang, dass über Entgrenzung zu spre-

chen nur Sinn macht, wenn sie in Relation zu vorangehenden Grenzen gesetzt wird (vgl. 

Kratzer/Sauer 2003, S. 94), werden fünf Merkmale und Normen eines rekonstruierten 

Idealtypus der fordistisch-tayloristischen Beschäftigungsverhältnisse angeführt. Die 

nachfolgenden Aspekte sollen als historischer Bezugsrahmen berücksichtigt werden (vgl. 

Kratzer/Sauer 2003, S. 95): 

• Die unbefristete Vollzeitbeschäftigung galt als institutionell abgesicherte, norma-

tive und dominante Form der Beschäftigung. 

• Standardisierte und invariable Grenzen zwischen Arbeit und Leben in Bezug auf 

die zeitliche Dimension hatten kollektive Gültigkeit. 

• Die Arbeit fand vorwiegend in Betrieben statt und damit einher ging eine klare 

Trennung zwischen Produktion und Reproduktion in räumlicher Dimension 

• Die Entgeltbestimmung fand auf Basis einer Entgeltbemessung einer ausverhan-

delten „Normalleistung“ statt. 

• Die betriebliche Organisation strebte nach einer Objektivierung der Arbeit und 

der Möglichkeit des Austausches von Arbeitskräften. 
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Diese Merkmale der fordistisch-tayloristischen Beschäftigungsverhältnisse beeinflussten 

die Basis der gegenwärtig in Österreich geltenden arbeitsrechtlichen Bestimmungen. 

Diese Bestimmungen legen den Handlungsspielraum fest, indem sich die Verhältnisse 

von Arbeit und Nicht-Arbeit von unselbständig Beschäftigten legal abspielen dürfen. Das 

primäre Ziel ist der Arbeitnehmerinnen- und Arbeitnehmerschutz vor „gesundheitsge-

fährdender Inanspruchnahme durch die Arbeitgeberin oder den Arbeitgeber“ durch ar-

beitszeitrechtliche Bestimmungen (Drs 2015, S. 123). Zum anderen können aber durch-

aus auch volkswirtschaftliche Interessen mit den Reglementierungen forciert werden. So 

zielen etwa Beschränkungen der zulässigen Überstunden, oder Überstundenzuschläge, 

auf eine „Förderung des Beschäftigungsniveaus“ (ebd. 2015, S. 123) ab. Im Kontext der 

Flexibilisierung der Arbeitszeiten wird versucht, dieses Beschäftigungsniveau zu stimu-

lieren, mit neuen Modellen wie etwa der Gleitzeit, der Zulässigkeit von Sonn-und Feier-

tagsarbeit, oder der Vier-Tage-Woche, etc. (vgl. Eichinger et al. 2016, S. 129). Die recht-

lichen Rahmenbedingungen stellen nichtsdestotrotz vor allem für Unternehmen häufig 

eine Herausforderung dar, da die Veränderungen der nationalen wie internationalen 

Märkte, aber auch vermehrte Kundenorientierung den Wettbewerbsdruck fördern und aus 

ihrer Sicht weitere Flexibilisierungsmaßnahmen nötig wären (vgl. Schlick et al. 2012, S. 

590).  

2.1.1 Das Arbeitszeit- und Arbeitsruhegesetz 

Ausmaß und Lage der Arbeitszeit ist grundsätzlich zwischen der Arbeitgeberin oder dem 

Arbeitgeber und der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer zu vereinbaren, wobei die 

tatsächliche Arbeitszeit durchaus auch von Tarifverträgen, Betriebsvereinbarungen und 

dem Einzelarbeitsvertrag (vgl. Drs 2015, S. 124) beeinflusst wird. Ferner bemerkt Öhlin-

ger die Rolle der Betriebsräte, die bei der Gestaltung der täglichen Arbeitszeit, deren Auf-

teilung und der Pausengestaltung mitbestimmen (vgl. Öhlinger 2016, S. 47). 

Die tägliche Höchstarbeitszeit sieht nach § 9(1) AZG prinzipiell eine tägliche Beschrän-

kung von höchstens zehn Stunden am Tag und 50 Stunden in der Woche vor. Im Zuge 

der Angleichung an die europäische Arbeitszeitrichtlinie von 2003 novellierte der öster-

reichische Gesetzgeber, dass jedoch in einem Durchrechnungszeitraum von 17 Wochen 

die Wochenarbeitszeit nicht mehr als 48 Stunden betragen dürfe (vgl. Drs 2015, S. 124). 

Weiters gibt es auch zu den zulässigen Höchstarbeitszeiten nach § 9 AZG normierte Aus-

nahmen und Abweichungen, wie etwa für Apothekerinnen und Apotheker, oder Lenke-

rinnen bzw. Lenker von öffentlichen Verkehrsmittel. 
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Die Normalarbeitszeit beträgt grundsätzlich acht Stunden pro Tag und 40 Stunden in der 

Woche. Bei einer Überschreitung dieser Arbeitszeit liegt nach § 6 AZG eine Überstunde 

vor, welcher ein 50 % Zuschlag zu gewähren ist, der entweder in monetärer Form oder in 

Form von Zeitausgleich vergütet werden kann (vgl. Drs 2015, S. 125). Von diesem Nor-

malarbeitszeitmodell gibt es jedoch zahlreiche Ausnahmen die unter dem Begriff flexible 

Arbeitszeitmodelle subsumiert werden können (vgl. ebd., S. 125). Der Bedeutungsverlust 

der Normalarbeitszeit wird von praktisch allen Autoren als ein Merkmal der Entgrenzung 

von Arbeit und Nicht-Arbeit angeführt (vgl. Gottschall/Voß 2003; Herlyn et al. 2011; von 

Streit 2011; etc.). Gottschall/Voß sehen in dieser Form der Flexibilisierung bereits eine 

„neue Form der Normalisierung“ (Gottschall/Voß 2003, S. 17).  

Das Arbeitsruhegesetz hat ähnlich wie das Arbeitszeitgesetz den Arbeitnehmerinnen- und 

Arbeitnehmerschutz als vordergründiges Ziel und sieht Mindestpausen vor, die die Ar-

beitszeiten vor allem zum Zweck der „Erholung der Arbeitnehmerin oder des Arbeitneh-

mers unterbrechen soll“ (Drs 2015, S. 131). Wenig Spielraum sieht der Gesetzgeber bei 

den Regelungen zu Ruhepausen während eines Arbeitstages und zwischen zwei Arbeits-

tagen vor. Hierbei ist auch bei Desinteresse der Vertragsparteien einem Mindestmaß, von 

einer halben Stunde ab sechs Arbeitsstunden und elf Stunden (bzw. acht, falls kollektiv-

vertraglich geregelt) zwischen zwei Tagesarbeitszeiten, Folge zu leisten (vgl. ebd., S. 

131-132). Mehr Flexibilität gibt es bei Regelungen zur Feiertags- und Wochenendruhe. 

Die Feiertagsruhe sieht ein Anrecht auf eine Ruhepause von 24 Stunden und die Wochen-

endruhe eine 36-stündige Ruhezeit, die mindestens einen gesamten Tag inkludieren muss, 

vor. Beispielsweise Pflegebetriebe, oder auch gastgewerbliche Betriebe, können ihren 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern häufig keine Wochenendruhe garantieren. Diese 

sind daher von dieser Regelung ausgenommen und müssen statt dieser eine Wochenruhe 

von mindestens 36 Stunden mit ebenfalls mindestens einem ganzen freien Tag gewähr-

leisten (vgl. Eichinger et al. 2016, S. 134-135). 

Unter Berücksichtigung dieser historischen und rechtlichen Bezugspunkte sollen in ei-

nem nächsten Schritt die Begriffe „Entgrenzung“, Arbeit und Nicht-Arbeit, sowie unselb-

ständige Beschäftigung erörtert und definiert werden. 

2.2 Begriffsdefinitionen 

Während die Definition der unselbständigen Beschäftigung sich als recht eindeutig dar-

stellte, findet sich eine breite Palette an Zugängen zu Entgrenzung, sowie Arbeit und 
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Nicht-Arbeit. Diese werden daher aus den Sichtweisen verschiedener Autoren durch-

leuchtet und diskutiert. 

2.2.1 Entgrenzung  

Entgrenzung ist einer jener unbestimmten, verführerischen Begriffe unserer 

schönen neuen Welt, die nach zwei Seiten hin offen sind. Entgrenzung kann 

die Aufhebung von äußeren Grenzen bedeuten, die unsere Möglichkeiten ein-

engen. Entgrenzung kann aber auch die Niederreißung derjenigen Grenzen 

bedeuten, die die sozialen Bewegungen des Bürgertums und der Arbeiter-

schaft früher einmal erkämpft haben, um die Menschen vor Ein- und Über-

griffen in die Sphäre ihrer Selbstbestimmung bei der Arbeit oder im Privatle-

ben zu schützen. (Vester 2003, S. 21) 

Wie erwähnt findet der Begriff Entgrenzung in der Literatur keine einheitliche Anwen-

dung, doch gibt es im wesentlichen drei Aspekte die von allen Autoren geteilt werden. 

Entgrenzung ist ambivalent, vielschichtig und prozessorientiert (vgl z.B. Gottschall/Voß 

S. 12ff.). Vor allem die Ambivalenz der Entgrenzung wurde im oben angeführten Zitat 

bereits etwas kritisch betont. Noch kritischer als Vester steht Gerst dem Begriff Entgren-

zung gegenüber und sieht darin einen „modischen wie schillernden Begriff der lediglich 

eine weitere Möglichkeit, neben Dezentralisierung, Flexibilisierung und Vermarktli-

chung, bietet, darin die Modernisierung von Arbeit und deren Organisation begrifflich zu 

erfassen“ (Gerst 2003, S. 65). Zwar muss eingeräumt werden, dass ein so offener Begriff 

wie Entgrenzung auch als „bloßes Etikett verwendet werden kann unter das alles – und 

eben auch nichts – subsumierbar ist“ (Kratzer/Sauer 2003, S. 88). Nichtsdestotrotz kann 

in dieser Offenheit auch genauso ein Vorteil gesehen werden, da eben auch die Folgen, 

die Auswirkung und die zukünftigen Entwicklungen von Offenheit geprägt sind (vgl. 

Kratzer/Sauer 2003, S.89). 

Neben Vester weist auch von Streit auf die Ambivalenz der Entgrenzung hin. Auf der 

einen Seite sind mit Entgrenzung Chancen auf selbstbestimmteres Arbeiten verbunden. 

Auf der anderen Seite aber auch das Risiko, dass praktisch alle Lebensbereiche den An-

forderungen der Erwerbsarbeit untergeordnet werden. (vgl. von Streit 2011, S. 14). Genau 

in dieser Ambivalenz liegen die Herausforderungen für die Politik und die Arbeitnehme-

rinnen und Arbeitnehmer. Diese werden im Zuge der Reaktionen auf Entgrenzung in Ka-

pitel 5.2 und 5.3 diskutiert. 
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Die Vielschichtigkeit der Entgrenzung wird insbesondere von Hermann/Eichmann be-

merkt. Sie verstehen unter Entgrenzung von Arbeit und Nicht-Arbeit einen Bedeutungs-

verlust der Grenzziehung, der so unterschiedliche Dimensionen wie die Arbeitszeit, die 

Trennung der Erwerbsarbeit von Versorgungsarbeit und vom Privatleben, den Betrieb als 

räumliche und soziale Einheit und die Internationalisierung von Unternehmen betrifft 

(Hermann/Eichmann, 2003, S.1). Dieser Aspekt der Entgrenzung findet seinen Ausdruck 

vor allem in den unterschiedlichen Triebkräften der Entgrenzung, welche in Kapitel 3 

porträtiert werden. 

Die Prozessorientierung der Entgrenzung wird unter anderem von Herlyn et al. hervorge-

hoben. Die moderne Arbeitswelt verändert sich strukturell und wird von Neustrukturie-

rung geprägt. Lange bestehende Standards von Arbeitsverträgen, Arbeitszeiten oder Ar-

beitsplätzen und -orten werden sukzessive ausgeweitet beziehungsweise entgrenzt (vgl. 

Herlyn et al. 2009, S. 10). Erkenntlich zeigt sich die Prozessorientierung unter anderem 

in den Auswirkungen, die in Kapitel 5.1 nähergebracht werden. 

Zusammenfassend wiederholen Gottschall/Voß diese drei Komponenten, und bilden so-

mit das Begriffsverständnis von Entgrenzung für die vorliegende Bachelorarbeit: 

Soziale „Entgrenzung“ allgemein als Prozess zu definieren, in dem unter be-

stimmten historischen Bedingungen entstandene gesellschaftliche Strukturen 

der regulierenden Begrenzung von sozialen Vorgängen ganz oder partiell 

erodieren (…). Folge ist zumindest vorübergehend eine Phase der Öffnung 

gesellschaftlicher Möglichkeiten mit neuen Optionen, aber auch steigenden 

Risiken für Betroffene (Personen, Organisationen, Institutionen). Eine solche 

Entgrenzung gesellschaftlicher Strukturen vollzieht sich potentiell in allen re-

levanten Sozialdimensionen: Zeit, Raum, Technik, Sozialorganisation, Tätig-

keitsinhalte, Rechtsform, usw. (Gottschall/Voß 2003, S. 18) 

2.2.2 Arbeit und Nicht-Arbeit 

In der Literatur finden sich je nach geisteswissenschaftlicher Disziplin sowie der Entste-

hungszeit teilweise fundamental unterschiedliche Definitionen von Arbeit. Im Kontext 

der vorliegenden Analyse sind vor allem Arbeitsbegriffe, die im Zeitalter der Industriali-

sierung formuliert wurden, von Relevanz, weshalb auf eine Diskussion vorindustrieller 

Begriffsdefinitionen verzichtet wird. 



11 
 

1932 definierte Giese Arbeit als ein „epochales Phänomen (…), dass einer zweckhaft 

gerichteten Tätigkeit auf berufsbedingte Kulturziele durch Individuum und Gesellschaft 

entspricht, (…).“ (Giese 1932, zit. nach Kruse 2002, S. 22-23).  

Ebenso versuchte Schmale, auf Basis einer historischen Analyse der unterschiedlichen 

Auffassungen von Arbeit, einen allgemeinen geltenden Arbeitsbegriff zu finden (vgl. 

Schmale 1995, S. 18). Es wurden drei gemeinsame Faktoren aller Arbeitsbegriffe erkannt: 

1. Arbeit ist mit Muße und Plage verbunden 

2. Geleistete Arbeit beschert gesellschaftliches Ansehen und privaten Wohlstand  

3. Arbeit wird als tätige Auseinandersetzung des Menschen mit seiner Umwelt 

verstanden 

Der soziale Aspekt der Arbeit klingt hier bereits vor allem im zweiten Aspekt von Schma-

les Faktoren an. Ähnlich argumentieren auch Vilmar/Kißler. Sie definieren Arbeit als 

„zweckmäßige, bewusste, stets gesellschaftlich vermittelte, also aufgeteilte und als „Ko-

Operation“ organisierte Tätigkeit von Menschen zur Bewältigung ihrer Existenzprob-

leme. In der Arbeit setzen sich Menschen rational und kollektiv mit den Kräften ihrer 

natürlichen und sozialen Umwelt auseinander, verändern diese Umwelt und damit auch 

ihr Verhältnis zu ihr“ (Vilmar/Kißler 1982, S. 18). 

Der von Vilmar/Kißler verwendete Begriff Tätigkeit, ist vom Begriff der Arbeit zu un-

terscheiden. Die individuell und gesellschaftlich existenzielle Funktion und der als wert-

haft angesehene Erfolg sind die zentralen Unterscheidungskriterien zwischen Tätigkeit 

und Arbeit (vgl. Kruse 2002, S. 24). Erfolge spielen zwar auch bei Tätigkeiten eine Rolle, 

diese sind jedoch eher subjektiv und nicht gesamtgesellschaftlich werthaft. 

Der gesamtgesellschaftliche Wert wiederum legt den Grundstein für das für diese Ana-

lyse relevante Begriffsverständnis von Arbeit. Unter Arbeit ist im Folgenden der Bereich 

der Erwerbsarbeit, sowie der beruflichen Weiterbildung und das Engagements in berufs-

bezogenen Netzwerken und Organisationen zu verstehen (vgl. von Streit 2011, S. 21). 

Der gegensätzliche Begriff Nicht-Arbeit stellt im Folgenden lediglich die Antipode, das 

Negativ, oder das Kontrastbild der Arbeit dar. Folglich ist darunter der „gesamte Bereich 

der Nicht-Erwerbsarbeit zu verstehen“ (von Streit 2011, S.21). Dies umfasst beispiels-

weise Ruhezeiten für die Reproduktion der eigenen Arbeitskraft, Familien-, Sorge- und 

Haushaltsarbeit, gesellschaftliches oder politisches Engagement und letztlich Freizeit 

(ebd. S. 21). 
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Neben dem für die vorliegende Analyse verwendeten Begriffspaar „Arbeit und Nicht-

Arbeit“ werden in der Literatur Begriffspaare wie „Arbeit und Leben“ (vgl. Gott-

schall/Voß 2003), „Arbeitszeit und Freizeit“, oder auch „Arbeit und Alltag“ (vgl. Herdyn 

et al 2011) verwendet. Eine Rechtfertigung für die gewählte Titulierung „Arbeit und 

Nicht-Arbeit“ liegt in der damit am deutlichsten erkenntlichen Gegensätzlichkeit beider 

Begriffe. 

2.2.3 Unselbständig Erwerbstätige 

Laut Statistik Austria gab es 2015 circa 3.609.200 unselbständig erwerbstätige Personen 

in Österreich (Statistik Austria 2016) dies entspricht ca. 86 % aller 2015 in Österreich 

erwerbstätigen Personen und ca. 42 % der österreichischen Gesamtbevölkerung. Statistik 

Austria operationalisiert hierbei nach dem ILO - Konzept, somit gelten Personen mit einer 

Arbeitszeit von einer Stunde in der Referenzwoche, oder Personen die aufgrund von Ur-

laub, Krankheit, etc. zwar in der Referenzwoche nicht gearbeitet haben, aber normaler-

weise einer Beschäftigung nachgehen, als erwerbstätig. Ebenso werden Personen in El-

ternkarenz, sowie freie Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer, Beamtinnen und Beamte, 

sowie Vertragsbedienstete in die Berechnung der Erwerbstätigen inkludiert (vgl. Statistik 

Austria 2016). Die unselbständig Erwerbstätigen werden von der Gesamtsumme aller Er-

werbstätigen, durch Personen mit geringfügiger Beschäftigung, sowie selbständig Be-

schäftigten, differenziert (vgl. Kronberger/Hofer 2012, S. 120). Zusammenfassend kön-

nen unselbständig Erwerbstätige also als die „Summe der Personen mit einem aufrechten 

Beschäftigungsverhältnis zuzüglich Beschäftigte mit freiem Dienstvertrag, Kinderbetreu-

ungsgeldbezieherinnen oder -bezieher, sowie Präsenz- und Zivildiener mit aufrechtem 

Beschäftigungsverhältnis“ (Kronberger/Hofer 2012, S. 120) betrachtet werden. 

3. Triebkräfte der Entgrenzung 

In Kapitel 2.2.1 wurde der Begriff Entgrenzung mitunter als vielschichtig und prozess-

orientiert definiert. Die Titulierung Triebkräfte impliziert mindestens eine gewisse Dyna-

mik und steht im weiteren Kontext somit für einen Prozess. Auch die Vielschichtigkeit, 

oder Multidimensionalität (vgl. Gottschall/Voß 2003, S. 16) des Begriffes Entgrenzung 

wird in den Triebkräften berücksichtigt. Im folgenden Kapitel werden daher drei ausge-

wählte Wandlungsprozesse, die jeweils auf unterschiedlichen gesellschaftlichen Ebenen 

stattfinden, exemplarisch dargestellt. Es wird ein Bogen von globalen, über nationalen 

hin zu betrieblichen Veränderungen gespannt. So soll verdeutlicht werden, dass der Pro-

zess Entgrenzung von vielen Ebenen aus angetrieben wird.  

http://www.statistik.at/web_de/statistiken/menschen_und_gesellschaft/arbeitsmarkt/erwerbstaetige/unselbstaendig_erwerbstaetige/index.html
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Die Ebene der Person wird hier bewusst nicht angeführt, da sie vor allem in den Folge-

kapiteln über die gesundheitlichen Auswirkungen sowie im Fallbeispiel von unselbstän-

diger Teleheimarbeit einen adäquateren Diskussionsort findet. 

3.1 Die Rolle globaler Wandlungsprozesse: Technisierung und Internationali-

sierung 

Auf der Ebene globaler, weltumfassender Prozesse, die im Grunde jeden und alles betref-

fen, werden die Technisierung, sowie die Internationalisierung der Märkte und Unterneh-

men als Beispiele angeführt. Anhand dieser Beispiele soll gezeigt werden, welche Rolle 

globale Prozesse in der Wandlung der Beziehung zwischen Arbeit- und Nicht-Arbeit neh-

men. Als andere Triebkraft auf dieser Ebene könnte zum Beispiel die Globalisierung all-

gemein (vgl. z.B. Gottschall/Voß 2003, S. 11) angeführt werden. 

Es existiert eine Vielzahl an unterschiedlichen Zugängen und Definitionen des Begriffes 

Technisierung, deren Diskussion den Rahmen der vorliegenden Arbeit sprengen würde. 

Daher wird unter Technisierung im Folgenden ein Überbegriff für einen mitunter sozio-

ökonomischen Wandel verstanden, der Technik als einen „konstitutiven und allgegen-

wärtigen Bestandteil moderner Gesellschaften in verschiedensten Ausprägungen“ 

(Dolata/ Werle 2007, S. 10) anerkennt. 

Pfeiffer schreibt über die Rolle der Technik in der Entgrenzung: 

Neue Informationstechnologien befördern die zeitliche und örtliche Mobilität 

der Arbeit, sie gelten als Motor des zunehmenden Verschwimmens von Er-

werbs- und Lebenswelt. Informationsflut und ständige Erreichbarkeit gelten 

als Stressoren, die steigende Entgrenzung zwischen Erwerbs- und Lebenswelt 

als Gefahr. Gleichzeitig gibt es auch Chancen für eine bessere Vereinbarkeit, 

für mehr Zeit und Nähe zum Kunden und für eine zielgerichtete Unterstützung 

der eigenen Arbeit. (Pfeiffer 2012, S. 15) 

 

Auch hier wird die Ambivalenz der gesamten Entwicklung erneut unterstrichen. Chancen 

und Risiken sind simultan und koexistent vorhanden. Vielmehr ist die Technisierung eine 

für die österreichische Gesellschaft des Jahres 2016 ein sowohl im alltagsbezogenen, wie 

auch beruflichen Kontext nicht weg zu denkendes Faktum, wie sich am Beispiel der In-

ternetnutzung der österreichischen Haushalte und Unternehmen zeigt.  
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Laut Statistik Austria besaßen 2016 85 % aller österreichischen Haushalte einen Internet-

zugang und 59 % aller österreichischen Haushalte verwendeten eine mobile Breitband-

verbindung über ein Mobilfunknetz (vgl.Statistik Austria 2017). Diese 59 % sind im Kon-

text von Entgrenzung besonders entscheidend, da diese Zahl über die Verwendung trag-

barer Computer, wie etwa Laptops oder Tablets, sowie Mobiltelefone mit Internetan-

schluss operationalisiert wurde (vgl. Statistik Austria 2017). Es handelt sich also um Ge-

räte, mit denen Personen mobil und potentiell zu jederzeit online sein können. Arbeitneh-

merinnen und Arbeitnehmer haben dadurch die Möglichkeit auf den Firmenserver zuzu-

greifen. Oder via Smartphone berufliche E-Mails im Zug, am Weg zur Arbeit, oder Zu-

hause auf dem Sofa zu überprüfen. Schwemmle und Wedde sehen darin die Entwicklung 

von „digitalen Nomaden“ (Schwemmle/Wedde 2012, S. 43).  

Vor allem die örtliche und zeitliche Entgrenzung von Arbeit und Nicht-Arbeit wird durch 

die Technisierung und Digitalisierung überhaupt erst ermöglicht. Die Arbeiterkammer 

veröffentlichte im Zuge der Arbeitsklimaindizes für die Jahre 2013 sowie 2015 Zahlen, 

die den Zusammenhang zwischen der Technisierung und Entgrenzung verdeutlichen. Ab-

bildung 1 zeigt einige dieser Zusammenhänge.  

Ersichtlich wird, dass 

neben dem Trend zur 

vermehrten Verwen-

dung technischer Ge-

räte ebenso ein Trend 

zu flexibleren Formen 

von Arbeitsverträgen 

und Arbeitszeiteintei-

lung geht, die in 3.2 im 

Kontext des nationa-

len Wandels diskutiert 

wird. Weitere, in der 

Grafik nicht dargestellte 

aber veröffentlichte 

Zahlen, unterstreichen die Entwicklung. 2013 trennten 17 % aller Befragten nicht zwi-

schen Privat- und Diensthandy und verwendeten beide Geräte gleichsam (Arbeiterkam-

mer 2014). 2015 nutzten in etwa jede oder jeder Dritte technische Geräte in der Freizeit 

Abbildung 1 - Freizeit wird immer mehr zu Arbeitszeit (AK 2016: online), vertikal 

prozentuiert 
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um etwas für die Arbeit zu erledigen, wobei ungefähr 14 % jeden Tag ein technisches 

Gerät nutzen, um in der Freizeit etwas für die Arbeit zu erledigen (Arbeiterkammer 2016). 

Ein Arbeitszeitbericht von Griesbacher/Griesbacher, im Auftrag der Karl-Franzens-Uni-

versität Graz aus dem Jahr 2016, veröffentlichte ebenso Zahlen über die Relevanz der 

Technisierung im Kontext der Entgrenzung. Es wurden insgesamt die Fragebögen von 

1233 unselbständigen steirischen Beschäftigten, von denen etwa 75 % im öffentlichen 

Dienst und die anderen 25 % privat beschäftigt waren, berücksichtigt (Griesbacher/Gries-

bacher 2016, S. 16). 

Abbildung 2 zeigt unter anderem, dass in etwa 42 % aller Befragten zumindest manchmal 

außerhalb der regulären Arbeitszeit berufliche Telefonate führen. In etwa 46 % schreiben 

wenigstens selten berufliche E-Mails außerhalb der regulären Arbeitszeiten. Diese Zahlen 

sind nur bedingt repräsentativ für die Gesamtbevölkerung Österreichs, dennoch zeichnen 

sie ein Stimmungsbild von einem Ausweiten der Erreichbarkeit und einer Ausbreitung 

berufsbezogener Tätigkeiten außerhalb der regulären Arbeitszeit die durch die Technisie-

rung ermöglicht wird. 

 

 

Abbildung 2 - Erreichbarkeit außerhalb der regulären Arbeitszeiten (Griesbacher/Griesbacher 2016, S. 112) 

Erreichbarkeit außerhalb der regulären Arbeitszeiten (in %) 
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Die Technisierung prägt aber nicht nur die Entgrenzung von Arbeit und Nicht-Arbeit für 

Berufsgruppen, deren primäres Tätigkeitsfeld das Führen von Telefonaten oder Verfassen 

von E-Mails umfasst. Da die Technisierung ein globaler Prozess ist, zeigen sich durchaus 

auch Auswirkungen auf produzierende Arbeiten. Müske untersuchte im Zuge einer Fall-

studie die Rolle der Einführung einer neuen computerbasierten Lagertechnik im Hambur-

ger Versandhandelsunternehmen Otto (vgl. Müske 2011, S. 51ff). Hierbei wurden Ten-

denzen erkannt, die den Arbeitsalltag der Arbeiterinnen und Arbeiter aufgrund einer tech-

nischen Neuerung, namentlich der Anschaffung einer neuen Lagertechnik, vermehrt ent-

grenzen ließen. Es fand eine Flexibilisierung der Arbeitsbereiche, der Arbeitsaufgaben 

und der Arbeitszeiten statt, wobei vor allem die flexibilisierte Organisation der Arbeits-

zeiten einen relevanten und entgrenzenden Einfluss auf den Lebensalltag der Arbeiterin-

nen und Arbeiter hatte (vgl. Müske 2011, S. 59). 

Durch die neue Form der Lagertechnik war es dem Betrieb möglich, sensibler und präzi-

ser auf Bestellmengenschwankungen zu reagieren, was in einem flexiblen zweischichti-

gen Arbeitszeitmodell für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer resultierte. Je nach 

Auftragslage kann der Arbeitsbeginn der ersten Schicht zwischen 6:30 Uhr und 10:30 

Uhr liegen und endet fix mit 16:00. Die zweite Schicht ist in Hinsicht auf das Arbeitsende 

flexibel und kann, wiederum auftragslagenabhängig, zwischen 19:30 Uhr und 23 Uhr lie-

gen. Daraus resultieren Planungsschwierigkeiten für die größtenteils aus Arbeiterinnen 

bestehende Belegschaft in Bezug auf die Familie (vgl. ebd., S. 60). Was somit früher 

planbar war und für Sicherheit stand, wird für die Arbeiterinnen flexibel und teilweise 

unsicher. 

Allgemein kann resümiert werden, dass das Mobilwerden der Technik in einem Zusam-

menhang mit dem Mobilwerden der Menschen steht und somit zu einem zunehmenden 

Verschwimmen der Grenzen zwischen Arbeits- und Lebenswelt beiträgt (vgl. Pfeifer 

2012, S. 16).  

 

Durch diesen zunehmenden Trend der Technisierung aller Lebensbereiche verändert sich 

unter anderem auch die Organisation des Marktes, oder der Unternehmen hin zu mehr 

Internationalität. 

Internationalisierung der Märkte bedeutet eine „grenzüberschreitende Erstellung und 

Verwertung von Leistungen in Form einer geographisch verteilten Wertschöpfungs-

kette.“ (Bode 2009, S. 19). Diese Definition von Internationalisierung richtet sich in die-
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sem Fall auf die Entgrenzung zwischen Nationalstaaten und nicht wie im Rest dieser Ar-

beit auf die Entgrenzung von Arbeit und Nicht-Arbeit. Nichtsdestotrotz liegt auch in der 

Entgrenzung von Nationalstaaten, also der zunehmenden Internationalisierung unter an-

derem mit ihrer konkreten Ausprägung in den Märkten, eine die Entgrenzung eben von 

Arbeit und Nicht-Arbeit antreibende Kraft, die sich konkret in neuen Organisationsfor-

men innerhalb von Unternehmen ausdrückt.  

Moldaschl/Sauer sehen etwa den vermehrten Blick über die Grenzen des Unternehmens 

hinaus, was eine verstärkte strategische Neuordnung in Geschäftsfeldern und in der Funk-

tion von Kunden, Lieferanten, Kooperationspartnern, etc. als ein Beispiel für einen Pro-

zess, der in einer zunehmenden Internationalität (vgl. Moldaschl/Sauer 2000, S. 209) re-

sultiert. Kratzer sieht in Analogie zu seiner These (siehe Kapitel 2.1), in der Auflösung 

des tayloristisch-fordistischen Bezugsrahmens einen weiteren Aspekt der zu einem neuen 

dezentralen und internationalen Organisationsschema innerhalb von Unternehmen führt 

(vgl. Kratzer 2003, S. 75). 

 

Aus Sicht der Unternehmen können fünf Motive für die Internationalisierung konstatiert 

werden (vgl. Bode 2009, S. 21): 

• Suche nach neuen Absatzmärkten (zum Beispiel aufgrund von Sättigungserschei-

nungen auf dem Heimatmarkt) 

• Verteidigung einer etablierten Position auf dem Heimatmarkt 

• Zugriff auf Ressourcenquellen und neue Technologien 

• Streben nach Fertigungseffizienz 

• Risikovermeidung durch Erschließung neuer Märkte 

 

Eine strikt ökonomische Begründung für die vermehrte Internationalisierung liegt somit 

schlichtweg im Streben nach Gewinnmaximierung. Dies könnte neben den oben ange-

führten fünf Motiven als der Kernmotivator des betrieblichen Handelns angesehen wer-

den. Ein Grund für das Internationalisierungsverhalten von Unternehmen kann so in den 

Gewinnaussichten in ausländischen Geschäften gefunden werden (vgl. Bamberger/Evers 

1994, S. 269).  

Auf Basis dieses Gewinnstrebens werden ebenso neue Organisationsformen notwendig 

(siehe auch Kapitel 3.3). „Die Anforderungen des Marktes werden zunehmend ungesteu-

ert, d.h. entkoppelt von den zu ihrer Bewältigung verfügbaren Ressourcen „nach innen“ 

durchgereicht.“ (Kratzer 2003, S. 75). Die Ressourcen sind in diesem Fall unter anderem 
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die Personalkapazitäten, beziehungsweise die Arbeitskräfte. So zeigt sich der rückwir-

kende Effekt eines globalen Wandlungsprozesses auf die Ebene der Person. 

Nicht nur globale, beziehungsweise internationale, sondern auch nationale Wandlungs-

prozesse haben eine die Entgrenzung von Arbeit und Nicht-Arbeit antreibende Wirkung, 

was in einem nächsten Schritt im Kontext des Wandlungsprozesses der Institution Staat 

nähergebracht wird. 

3.2 Die Rolle nationaler Wandlungsprozesse: Die Institution Staat 

Auf der nationalen Ebene zeigt sich der Wandlungsprozess unter anderem in der Neuin-

terpretation der Rolle der Institution Staat. Der Staat gilt hierbei als Sinnbild für ein rah-

mengebendes, strukturierendes Element (vgl. Martinsen 2015, S. 10), das einen eminen-

ten Einfluss auf die Gestaltungsmöglichkeiten zwischen den Grenzen von Arbeit und Le-

ben hat. In diesem Kontext könnte ebenso der demographische Wandel (vgl. Eichhorst et 

al. 2015, S. 3) Österreichs, oder mit erweiterter Eingrenzung eventuell auch der Bedeu-

tungsverlust des Normalarbeitsverhältnisses (vgl. von Streit 2011, S. 30) als eine auf ähn-

licher Ebene situierte Triebkraft der Entgrenzung angeführt werden. 

Der historisch gewachsene Wohlfahrtsstaat, der die Rahmenbedingungen im Fordismus 

prägte, findet sich seit etwa Mitte der 1970er Jahren in einem Paradigmenwechsel wieder. 

„The economic crisis during the mid-70s put an end to the golden age of the welfare state” 

(Flora 1986, S. 7).  Ein neoliberales Staatsverständnis gewann an Bedeutung und brachte 

einen ideologischen Wechsel hin zum Idealtypus eines „schlanken Staates“. In den 

1980er Jahren wurde das Konzept in den USA und in Großbritannien vor allem durch die 

„Reaganomics“ und respektive dem „Thatcherismus“ vorangetrieben. In Zentraleuropa 

veränderte sich das Staatsverständnis vor allem ab der Jahrtausendwende, Begrifflichkei-

ten wie der „kooperierende Staat“, oder der „interaktive Staat“ prägten die neue Konzep-

tion des Nationalstaates (vgl. Martinsen 2015, S. 47).  

Die Kernideen eines „schlanken Staates“ fasst Wolf in drei Punkten zusammen (vgl. Wolf 

2011, S. 212ff.). Erstens wird eine Überbelastung des Staates diagnostiziert bzw. postu-

liert, welche mithilfe einer Neustrukturierung der Aufgabenverteilung zwischen Gesell-

schaft und Staat, sowie der Stärkung der Selbstverantwortung von gesellschaftlichen 

Gruppierungen abgebaut werden soll (vgl. ebd., S. 212). Zweitens soll eine Vereinfa-

chung bestehender Regelungen erfolgen, um eine ebenfalls postulierte „Regelungsflut“ 

einzudämmen, und „bürokratische Sperren“ zu lösen (vgl. ebd., S. 212). Drittens soll die 
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öffentliche und staatliche Verwaltung vermehrt unter der Berücksichtigung von betriebs-

wirtschaftlichen Kriterien organisiert werden. Das Ziel darin liegt zum einen darin Kosten 

einzusparen und zum anderen die Leistungserbringung zu optimieren und effizienter zu 

gestalten (vgl. ebd., 212). 

In Österreich versuchte etwa die ÖVP-FPÖ Koalition von 2000 bis 2006 die Sozialpolitik, 

mit ihrem Programm des „leistungsfähigen Staates“ (vgl. Rossmann/Netuschill 2003, S. 

15) im neoliberalen Stil zu gestalten. Arbeitsrechtliche Maßnahmen die gesetzt wurden, 

waren unter anderem von einer vermehrten Flexibilisierung, Deregulierung, Liberalisie-

rung und Kostensenkung geprägt (vgl. Obinger/Talos 2006, S. 147ff.). Rossmann/ Netu-

schill versuchten im Jahr 2003 eine Zwischenbilanz der ÖVP-FPÖ Koalition zu ziehen. 

Grundsätzlich bemerkten sie ein Streben der Regierung nach weitgreifenden Sparmaß-

nahmen, wie es für neoliberale Staatskonzepte typisch sei, was sich konkret in sieben 

Plänen für eine umfassende Staatsverwaltungsreform ausdrückte (vgl. ebd., S. 15-17): 

Reform des öffentlichen Dienstes: Hierbei sollte bis zum Jahr 2003 beim Aktivitätszu-

wachs des Bundes ein jährliches Volumen von 730 Millionen Euro im Kontext der öf-

fentlichen Verwaltung eingespart werden. Erreicht werden sollten diese Sparmaßnahmen 

mit einer Reduktion der Personalaufwände in zweierlei Formen. Zum einen wurden durch 

„natürlichen Abgang“ (vgl. ebd., S.15) frei werdende Stellen im öffentlichen Dienst nicht 

nachbesetzt und zum anderen wurde das Arbeitszeitmodell öffentlich Bediensteter über-

arbeitet und auf Einsparung hin verändert. 

Einführung einer ressortweisen Globalbudgetierung:  Die einzelnen Ressorts sollten 

weitreichendere Kompetenzen und ein höheres Maß an Eigen- sowie Ressourcenverant-

wortung in Hinblick auf ihr Budget erhalten, wobei Nicht-Einhaltungen der Budgetziele 

sanktioniert werde.  

Anwendung der Grundsätze des betriebswirtschaftlichen Rechnungswesens auf die 

gesamte Bundesverwaltung: Konkrete Reformvorschläge hierbei umfassten etwa die 

Einführung einer Kosten- und Leistungsrechnung und die Vereinfachung von Regulati-

ven, die Einführung eines Qualitätsmanagements, das Forcieren von Effizienzsteige-

rungsmaßnahmen, die Förderung von Transparenz, sowie die Einführung eines „Bench-

markings“ (vgl. ebd., S. 16), also des Vergleichs der erbrachten Leistungen mit anderen 

Verwaltungen im In-und Ausland sowie mit privaten Dienstleisterinnen und Dienstleis-

tern. 
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Konzentration der staatlichen Leistungen auf Kernfunktionen: Die ambitionierten 

Einsparungspläne im Umfang von über 1,5 Milliarden Euro sollten unter anderem mittels 

der Auslagerung von wirtschaftsnahen und technischen Einrichtungen, der Ausgliede-

rung ausgewählter sozialer Dienste, sowie der Privatisierung einiger erwerbswirtschaftli-

cher Bereiche, erreicht werden. (vgl. ebd., S. 16) 

Optimierung der Aufgabenverteilung: Hierbei wurde vor allem auf die Vermeidung 

von „Mehrfachzuständigkeiten“ und die Verlagerungen von Verantwortungen auf untere 

Entscheidungsebenen (vgl. ebd., S. 16), unter der Intention der Kostenreduktion und Ef-

fizienzsteigerung, abgezielt. 

Verstärkte Bürgerorientierung: Eine vermehrte elektronische Abwicklung der Amts-

wege, Verwaltungswege und -verfahren vereinfachen, sowie die Einrichtung einer Infor-

mationsagentur mit dem Ziel der Verbesserung der Kommunikation mit den Bürgerinnen 

und Bürgern (vgl. ebd., S. 16), waren mitunter Ziele dieses Teiles der geplanten Verwal-

tungsreform. 

Deregulierung zur Bekämpfung von „Gesetzesflut“: Dazu waren Bestrebungen zur 

Einrichtung einer Expertinnen- und Expertengruppe vorgesehen, die den Ressorts bei der 

Entstehung sämtlicher Gesetze und Verordnungen beratend zur Seite stehen und gleich-

sam die erwarteten volkswirtschaftlichen Folgekosten kalkulieren sollten (vgl. ebd., S. 

17). 

Diese sieben Reformpläne für die Staatsverwaltung, die mit mehr oder weniger Erfolg 

tatsächlich von der Koalition umgesetzt wurden, stehen exemplarisch für konkrete poli-

tische Ideen und beinhalten in unterschiedlichen Ausprägungen die weiter oben angeführ-

ten drei wesentlichen Kernideen des „schlanken Staates“ die Wolf feststellte. Ein solches 

Staatsverständnis bildet die Grundlage der Institution Staat als Triebkraft der Entgren-

zung. Wenn der rechtliche Rahmen zum Beispiel für flexible Formen der Arbeitszeit ge-

lockert wird, werden neue Spielräume und neue Modelle der arbeitsvertraglichen Gestal-

tung geschaffen. Diese Gestaltungsmöglichkeiten finden ihre konkrete Anwendung unter 

anderem in der betrieblichen Organisation, weshalb in einem nächsten Schritt auf die 

Rolle der betrieblichen Wandlungsprozesse im Kontext der Entgrenzung eingegangen 

wird. 

3.3 Die Rolle betrieblicher Wandlungsprozesse: Subjektivierung der Arbeit 

und All-In-Vereinbarungen 
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Auf der Ebene der Betriebe werden im Folgenden die Subjektivierung der Arbeit und ein 

Trend zu einer flexibleren Arbeitsvertragsgestaltung in der Form von „All-In-Vereinba-

rungen“ als Beispiele für Entgrenzung von Arbeit und Nicht-Arbeit antreibende Kräfte 

dargestellt. Ein gleichsam relevanter Faktor, der auf betrieblicher Ebene des Weiteren 

angeführt werden könnte, ist in der Tendenz des „lebenslangen Lernens“, also der konti-

nuierlichen Weiterbildung bei paralleler Berufstätigkeit zu erwähnen (vgl. Niebuhr 2011, 

S. 45ff.). 

Wie im vorangegangen Kapitel bereits angeschnitten wird durch ein neoliberales Staats-

verständnis der Gestaltungsspielraum für arbeitsvertragliche Gestaltung ausgebaut. Ein 

hierzu gegenwärtig kontrovers diskutiertes Beispiel (siehe Kapitel 5.2) lässt sich in der 

Form von sogenannten „All-In-Vereinbarungen“, „All-In-Arbeitsverträgen“, oder auch 

„All-In-Gehältern“, anführen. Diese besonders freie Form der Arbeitsvertragsgestaltung 

soll nun nähergebracht werden.  

Wesener definiert All-In Vereinbarungen als „(...) eine Vereinbarung eines Gesamtent-

gelts, welches neben dem für die Normalarbeitszeit gebührenden Entgelt sämtliche zu-

sätzlich möglichen Entgeltansprüche des Arbeitnehmers pauschal abdecken soll (...). Die 

Höhe des Entgelts soll somit immer gleich bleiben und von den tatsächlichen (Mehr-

)Leistungen des Arbeitnehmers unabhängig sein“ (Wesener 2013, S. 13). 

In einer Studie untersuchten Schönauer et al. die Relevanz der All-in-Vereinbarungen bei 

unselbständig Beschäftigten in Österreich. Grundsätzlich arbeiteten 2013 in Österreich 

insgesamt ca. 20 % aller unselbständig Vollzeitbeschäftigten auf Basis einer „All-In-Ver-

einbarung“ (vgl. Schönauer et al. 2016, S. 10). Es wurde auf signifikante Korrelationen 

hin getestet, der Bildungsgrad, sowie den Berufshauptgruppen in denen die Personen tätig 

sind und mit Abstrichen das Geschlecht, zeigten sich als relevante Faktoren. Ebenso 

wurde nach Unterschieden zu Personen in Normalarbeitsverträgen im Kontext von durch-

schnittlichen Wochenarbeitszeiten und der Entlohnung gesucht. 

Personen mit einem Universitätsabschluss arbeiteten zu ca. 36 % in einem „All-In Ar-

beitsvertrag“, wobei Männer mit ca. 40 % gegenüber den rund 31 % der Frauen überre-

präsentiert sind (vgl. Schönauer et al. 2016, S. 10). Ein ähnliches Bild geben vollzeittätige 

Maturantinnen und Maturanten, diese wurden zu insgesamt ca. 27 % auf Basis einer „All-

In-Vereinbarung“ entlohnt, und wiederum sind mit ca. 31 % gegenüber den ca. 21 % der 

Frauen, Männer häufiger vertreten. Personen mit Lehrabschluss waren insgesamt zu 16,1 
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%, und Personen mit Pflichtschulabschluss zu 10,1 % in „All-in-Vereinbarungen“ be-

schäftigt (ebd. 2016, S. 10). Während bei den Lehrabschlussabsolventinnen und -absol-

venten keine geschlechterspezifischen Differenzen gefunden wurden, widersprachen 

Pflichtschulabsolventinnen und- absolventen dem scheinbaren geschlechtsspezifischen 

Muster. So fanden sich etwa 12 % der Pflichtschulabsolventinnen gegenüber ca. 9 % der 

Pflichtschulabsolventen in „All-In-Verträgen“ wieder (ebd. 2016, S. 10). Schönauer et al. 

(2016, S. 10-11) nannten weiters Berufshauptgruppen die besonders häufig in „All-In-

Vereinbarungen“ arbeiteten. Vor allem Führungskräfte werden mit ca. 55 % besonders 

häufig in „All-In-Arbeitsverträgen“ beschäftigt, aber auch akademische Berufe mit 30 %, 

sowie Techniker, oder gleichrangige Nicht-technische Berufe mit 23 %. Immerhin auch 

10 % die Hilfsarbeitskräfte beziehen ihren Lohn auf dieser Basis.  

Resümierend zeigt sich somit eine deutlich positive Korrelation zwischen dem höchstab-

geschlossenen Bildungsgrad und der Wahrscheinlichkeit auf Basis einer „All-In-Verein-

barung“ zu arbeiten. Das Geschlecht scheint, wenn überhaupt, erst ab Maturaniveau einen 

Einfluss zu haben. Gleichsam sind Führungskräfte häufiger als mittlere. beziehungsweise 

Hilfsarbeitskräfte betroffen. 

Schönauer et al. setzten außerdem die durchschnittlichen Wochenarbeitszeiten und die 

Entlohnung von in „All-In-Vereinbarungen“ Vollzeitbeschäftigten in Relation zu Voll-

zeitbeschäftigten ohne „All-In-Arbeitsvertrag“. Es zeigte sich, dass Personen mit „All-

In- Arbeitsverträgen“ durchschnittlich 44,72 Wochenstunden gegenüber den 41,38 Wo-

chenstunden von Personen mit klassischen Arbeitsverträgen deutlich länger arbeiteten 

(vgl. Schönauer et al. 2016, S. 11). Die insgesamt längsten Arbeitszeiten wiesen hierbei 

Männer auf, die eine berufsbildende höhere Schule abgeschlossen haben und unter einer 

„All-In-Vereinbarung“ beschäftigt sind. Sie arbeiteten durchschnittlich 46,6 Stunden pro 

Woche. Mit durchschnittlich 44,2 Stunden pro Woche wiesen bei den Frauen Universi-

tätsabsolventinnen mit „All-In-Vereinbarung“ den höchsten Wert auf (ebd. 2016, S. 11). 

In Hinblick auf die Entlohnung zeigt sich, dass ein „All-In-Arbeitsvertrag“ zwar häufig, 

wie oben angeführt, mit einer Ausweitung der Arbeitszeit einhergeht, nicht jedoch mit 

einem Verlust an Nettostundenlohn. Unter Berücksichtigung der Bildungsabschlüsse 

wird gefunden, dass Personen mit „All-In-Arbeitsverträgen“ einen höheren durchschnitt-

lichen Stundenlohn aufweisen, als Personen mit klassischem Arbeitsvertrag (ebd. 2016, 

S. 11). 

All-In Vereinbarungen sind somit ein staatlich und rechtlich legitimiertes Flexibilisie-

rungsinstrument mit dem zum einen Mehrkosten aufgrund von Überstundenzuschlägen 
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reduziert werden können (vgl. Burger 2010, S. 39ff.). Zum anderen können bereits in 

Vollzeit tätige Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer damit über die Grenzen der kollek-

tivvertraglichen bzw. gesetzlich normierten arbeitszeitlichen Regelungen (siehe Kapitel 

2.1.1) und die betrieblichen örtlichen Grenzen hinaus an das Unternehmen gebunden wer-

den.  

Neben dem Trend hin zu All-In-Vereinbarungen als Beispiel für neue arbeitsvertragliche 

Gestaltungsmöglichkeiten von Betrieben ist im Trend hin zu mehr Subjektivierung der 

Arbeit eine neue Gestaltungsmöglichkeit der Arbeitsstruktur selbst zu sehen. Als ein-

gangs zu dieser Arbeit in Kapitel 2.1 der historische Bezugsrahmen gesetzt wurde, wurde 

unter anderem, das Streben der betrieblichen Organisation nach einer möglichst objekti-

ven Strukturierung der Arbeit angeführt. Somit konnte eine Austauschbarkeit der Arbeits-

kräfte ermöglicht werden, was angestrebt wurde, da man von der Person der Arbeitskraft 

unabhängig sein wollte (vgl. Schönberger/Springer 2003, S .7). Die Individualität und 

Subjektivität der Arbeitskraft hatte somit im fordistisch-tayloristischen Bezugsrahmen 

wenig Einfluss auf den eigentlichen Arbeitsprozess (vgl. Kleemann 2012, S. 6). Die Ge-

staltungs- und Entfaltungsmöglichkeiten der einzelnen Arbeitskräfte in den Arbeitspro-

zessen war tendenziell gering. Gleichsam gering war der Versuch der Arbeitgeberinnen 

und Arbeitgebern die individuellen Fähigkeiten und die subjektiven Merkmale der Ar-

beitnehmerinnen und Arbeitnehmer als zusätzliche Produktivitätsressource zu nutzen 

(vgl. ebd. 2012, S. 6).  

In postfordistischen, modernen Arbeitsprozessen verändert sich genau diese Arbeitsstruk-

tur. Auf der einen Seite gewinnt die Subjektivität der Arbeitskraft, durch vermehrte For-

derungen von individuellen Handlungen und Deutungen an Bedeutung. Auf der anderen 

Seite wird seitens der Arbeitskraft mehr von dieser Subjektivität mit in die Arbeit getra-

gen und somit „subjektiviert“ (Kleemann et al. 2003, S. 62). Unter Subjektivierung der 

Arbeit verstehen Kleemann et al. somit einen Wandlungsprozess der ein zweiseitiges 

Wechselverhältnis von Arbeit und Subjekt postuliert. Die Individuen tragen mehr „Sub-

jektives“ in die Arbeit hinein und die Arbeit fordert mehr „Subjektives“ von den Indivi-

duen (vgl. Kleemann et al. 2003, S. 62). Das Resultat ist eine tendenzielle „Entgrenzung 

zwischen Arbeitskraft und Person“ (Kratzer/Sauer 2003, S. 106).  

Der Hintergrund dieses tiefgreifenden Wandels des Organisationsverständnisses liegt in 

der vordergründig arbeitgeberinnen- oder arbeitgeberseitlichen Erkenntnis, dass den ak-

tuellen Marktanforderungen somit adäquater begegnet werden kann (vgl. Moldaschl 

2003, S.31). Durch allgegenwärtigen Konkurrenzdruck wird es für Unternehmen nötig 
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die Produktqualität, bei gleichzeitigem Kostenabbau hoch zu halten. Diesem Interessens-

konflikt wird mit einer Forcierung der Arbeitsproduktivität, also der Maximierung der 

Arbeitskraftpotenziale, und der Steigerung der betrieblichen Flexibilität entgegengewirkt 

(vgl. Kleemann et al. 2003, S. 10). 

Vor allem im Bestreben der Maximierung der Arbeitskraftpotenziale, sowie dem Kosten-

abbau setzte die „Subjektivierung der Arbeit“ an und wirkt sich für Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmern unterschiedlich aus. 

Im Kontext der Planung treten anstelle von detaillierten Strukturvorgaben der Tätigkeiten 

für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vermehrt und in unterschiedlichem Ausmaß, 

ungefähre Vorgaben und die damit verbundene Forderung nach einer Eigenstrukturierung 

der zu leistenden Tätigkeiten (vgl. Schönberger/Springer 2003, S.8). Dadurch entsteht für 

die Arbeitnehmerin oder den Arbeitnehmer mehr Autonomie in den Handlungsmöglich-

keiten und Entscheidungen, womit die „subjektiven“ Elemente der Arbeitskraft an Rele-

vanz gewinnen. Kooperationsbereitschaft, Konfliktlösungskompetenzen, die Fähigkeit 

zur Empathie, Innovations- und Improvisationsfähigkeit, individuelle Deutungsmuster, 

auch Kreativität, etc. sind Beispiele solcher subjektiven Eigenschaften und Fähigkeiten 

(vgl. Kratzer/Sauer 2003, S. 105; auch Moldaschl 2003, S. 31).  

Neben der Schaffung solcher neuen Möglichkeiten zur Selbstverwirklichung in Arbeits-

prozessen, betonen Kleemann et al.  jedoch auch die Kontrastseite, da eine solche Form 

der Planungsorganisation den Beschäftigten ein hohes Maß an Eigenleistung abverlangt, 

um die betrieblichen Abläufe aufrechterhalten zu können (vgl. Kleemann et al. 1999, S. 

11). Mehr Druck und Überforderung können somit ebenso die Folge sein (vgl. Moos-

brugger 2012, S. 32). Eine weitere Folge ist eben genau die damit fortschreitende Ent-

grenzung von Arbeit und Nicht-Arbeit. Zweckrationales Handeln beschränkt sich ebenso 

nicht mehr nur auf den Arbeitsbereich, sondern findet vermehrt seinen Einzug in die Pri-

vatsphäre der Beschäftigten (vgl. Krohn 2011, S. 101). 

Das Finden einer Balance, oder Grenze zwischen Maß und einer systematischen 

Selbstüberforderung wird somit zu einer bewusst zu leistenden Aufgabe in subjektivier-

ten, entgrenzten Arbeitsprozessen, wobei die Tendenz eher in Richtung der freiwilligen 

Selbstausbeutung geht (vgl. Moosbrugger 2012 S. 32ff). Begründet könnte dies unter an-

derem „aufgrund klarer Priorisierung für die Beruflichkeit, aus Sorge, den Arbeitsplatz 

bezogenen Ansprüchen nicht mehr Genüge zu leisten oder aus Angst um die Arbeits-

stelle“ geschehen (ebd. S. 40).  
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Die Kontrolle geschieht in subjektivierten Arbeitsformen nicht mehr wie in der fordis-

tisch-tayloristischen Referenzfolie durch andere Subjekte [Aufseher/Aufseherin, Vorar-

beiter/Vorarbeiterin, etc. Anm. Fröschl], sondern vermehrt durch objektive Kennzahlen, 

oder Zielvorgaben. Von einer direkten Kontrolle wird also auf eine „indirekte Kontrolle“ 

übergegangen (vgl. Kratzer/Sauer 2003, S.107). Hierarchische Koordinationsweisen wer-

den so von diskursiven, oder ergebnisbezogenen abgelöst oder substituiert (vgl. Schön-

berger/Springer, S. 8). 

Gleichsam wird ein Abflachen der Hierarchieebenen forciert, welches unter anderem von 

Krohn in einer Fallstudie über die Unternehmenskultur in einem Textilkonzern analysiert 

wurde. Sie kommt hierbei zum Ergebnis, dass Hierarchieebenen zwar scheinbar abge-

flacht sind, dies aber nur eine Gemeinschaftsfiktion darstellt die den Blick auf reale Struk-

turen trübt (vgl. Krohn 2011, S. 104). Zum Ausdruck kommen die flachen Hierar-

chiestrukturen durch ein über alle Hierarchieebenen hinweg geltendes „Du“ und der stän-

digen Betonung des Gemeinschaftsgefühls, die eine familienähnliche Atmosphäre geben 

soll. Doch sind für Krohn die Hierarchien durchaus streng, sie spricht von einem „patri-

archalen Familienmodell“ (vgl. ebd., S.105). Der Konnex zu Entgrenzung liegt hierbei 

vor allem in der Beschwörung genau dieser „familiären“ Unternehmenskultur, die nicht 

nur in Textilkonzernen, sondern etwa auch in Softwareunternehmen (vgl. Sauer 2016, S. 

205ff) zu finden ist. Eigenschaften wie Vertrauen, Intimität und Gemeinschaft werden 

mit der familiären Kultur in den Arbeitsalltag der Beschäftigten integriert und entschei-

den zunehmend auch über Karrieren innerhalb des Unternehmens (vgl. Krohn 2011, 

S.106). 

Neben flacherer Hierarchisierung haben „indirekte Kontrollen“ einen Effekt auf die Mo-

tivation der Arbeitskräfte, wobei deutlich unterstrichen werden kann, dass intrinsische 

Motivatoren an Bedeutung gewinnen (vgl. Sauer 2016, S.207). Aufgrund dessen bezieht 

sich die primäre Aufgabe des Managements nicht etwa auf die Motivation der Beschäf-

tigten, sondern auf die Vermeidung von Demotivationsfaktoren. Dies geschieht etwa 

durch das Anbieten eines hauseigenen Kursprogrammes, wo Themen wie Gesundheit und 

Ergonomie, häufig eine zentrale Rolle spielen. Diese Kurse sollen Entfaltungsmöglich-

keiten für die Beschäftigten bieten und werden auch teilweise von Mitarbeiterinnen oder 

Mitarbeitern selbst geleitet (vgl. Sauer, S. 207). 

Aus Unternehmenssicht liegen die Gründe für ein Bestreben zur Subjektivierung der Ar-

beit durchaus auch in rein kostenrationalen Überlegungen. Durch von den Beschäftigten 

selbstorganisierte Formen von Arbeitsprozessen lassen sich schlichtweg Planungs- und 
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Verwaltungskosten einsparen (vgl. Kleemann et al. 1999, S.12). Überspitzt formuliert: 

Wofür früher zwei Beschäftigte nötig waren, einer der plant und einer der ausführt, ist 

nun einer, der beide Aufgaben ausführt, ausreichend. Dadurch wird durch die erweiterte 

Kompetenznotwendigkeit auch der Bedarf an hochqualifizierten Arbeitskräften erhöht, 

womit sich auch für staatliche Bildungsinstitutionen neue Herausforderungen bilden (vgl. 

ebd. S. 18). Neben den häufig erwähnten „soft skills“, achten Unternehmen auch vermehrt 

darauf, dass Beschäftigte „zu ihnen passen“ (Sauer 2016, S. 206). Die Persönlichkeit der 

Beschäftigten gewinnt in modernen „familienartigen“ Unternehmenskulturen somit be-

reits bei der Rekrutierung massiv an Bedeutung.  

In Hinblick auf Entgrenzung verschwimmt hierbei die Grenze zwischen Arbeitskraft und 

Privatperson gänzlich (vgl. Kratzer/Sauer 106).  

 

4. Fallbeispiel unselbständige Teleheimarbeit 

Das folgende Fallbeispiel soll sämtliche oben angeführte Triebkräfte der Entgrenzung 

von Arbeit und Nicht-Arbeit konkretisieren. Die Teleheimarbeit wird als Produkt eines 

vorangehenden Technisierungsprozesses überhaupt erst ermöglicht, ist letztlich legiti-

miert durch die Institution Staat und besitzt im Sinne subjektivierter Arbeit häufig ledig-

lich Zielvorgaben als Kontrollmechanismen (vgl. Kleemann 2003, S. 66). Die Lebensre-

alität von Teleheimarbeiterinnen oder Teleheimarbeitern beinhaltet eine tagtägliche Kon-

frontation mit Aufgaben zur Einteilung, Planung und Selbstorganisation der Arbeitsleis-

tung und ist durch die sowohl zeitliche als auch örtliche Verschmelzung von Arbeits- und 

Privatsphäre eine besonders entgrenzte Form der Arbeitsgestaltung (vgl. von Streit 2011, 

S. 40).  

Unter Telearbeit können alle Erwerbstätigkeiten subsumiert werden, die außerhalb des 

„üblichen“ zentralen Büros und unter Einsatz von Informations- und Kommunikations-

technologie verrichtet werden (vgl. Kleemann 2003, S. 61). Die Teleheimarbeit, oder 

auch „Home Office“ ist eine Form von Telearbeit die ausschließlich von Zuhause aus 

verrichtet wird. Es erfolgt also eine gänzliche Verschmelzung zwischen der örtlichen Ar-

beits- und Nicht-Arbeitsdimension. Teleheimarbeit ist abzugrenzen von der alternieren-

den Telearbeit, die teilweise zuhause, aber teilweise eben auch in einem zentralen Büro 

verrichtet wird und von der Telemobilarbeit die „unterwegs“ verrichtet wird (vgl. ebd. S. 

61). 
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Vor allem in den 1990er Jahre wurde die Telearbeit und auch die Teleheimarbeit als lo-

gische Konsequenz zukünftiger Büroarbeiten angesehen und darin die in Zukunft gel-

tende gesellschaftliche Normalität der Arbeitsgestaltung prophezeit. Die Europäische 

Kommission sah in der Telearbeit das Sinnbild der zukünftigen Arbeit der „Informations-

gesellschaft“ (Europäische Kommission 1994, S.27). 

Die Begründung dieser breiten Akzeptanz lag für die Europäische Kommission in den 

attestierten Vorteilen der Telearbeit (vgl. Europäische Kommission 1994, S. 27):  

• Firmen und öffentliche Verwaltung würden profitieren, da die Produktivität und 

Flexibilität gesteigert werde bei gleichzeitiger Möglichkeit von Kosteneinsparun-

gen 

• Die gesamte Gesellschaft würde profitieren, da somit die Luftverschmutzung, 

Verkehrsstaus und schließlich der gesamte Energiekonsum reduziert würde 

• Die Erwerbstätigen würde vor allem von den Möglichkeiten zur Vereinbarkeit 

von Familie und Beruf profitieren, aber auch entlegen Wohnende fänden somit 

leichter Anschluss mithilfe von Teleheimarbeit 

Ungeachtet dieser möglichen Vorteile kann die Telearbeit und auch die Teleheimarbeit 

in der Realität des Jahres 2017 eher als Randerscheinung kategorisiert werden. Lediglich 

ca. 11 % der unselbständig Beschäftigten Europas sind im Jahr 2015 Telearbeiterinnen 

oder Telearbeiter, wobei die Anzahl der Teleheimarbeiterinnen und Teleheimarbeiter bei 

ca. 3 % liegt (vgl. Europäische Kommission 2016, S. 86). Die oben angeführten Vorteile 

wurden auch von der Europäischen Kommission bereits relativiert, in dem sie Herausfor-

derungen der Telearbeit für die Beschäftigten betonen. 26 % der Telearbeiterinnen und 

Telearbeiter berichten über eine schlechte „Work-Life-Balance“ während nur 18 % der 

gesamten unselbständigen Erwerbstätigen ihre „Work-Life-Balance“ als schlecht erach-

ten. Ebenso gehen mit der zwar gewonnenen vermehrten Autonomie und den ebenfalls 

besseren Berufsaussichten der Beschäftigten häufig längere Arbeitszeiten einher (vgl. Eu-

ropäische Kommission 2016, S. 86). 28 % der Telearbeiterinnen und Telearbeiter arbeiten 

mehr als 48 Stunden pro Woche. Im Gegensatz zu den 14 % auf Seiten der gesamten 

unselbständigen Erwerbstätigen (vgl. ebd. S. 87). 

Kleemann beschäftigte sich bereits 2003 mit der Fragestellung, warum der als fast sicher 

geltende Paradigmenwechsel hin zu mehr Teleheimarbeit, trotz der immer zahlreicher 

werdenden technischen sowie rechtlichen Möglichkeiten und der breiten institutionellen 
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Akzeptanz letztlich nicht oder nur zögerlich stattfand (vgl. Kleemann 2003, S.67). Er un-

tersuchte hierbei die Motive und Muster der unselbständig erwerbstätigen Teleheimar-

beiterinnen und Teleheimarbeiter und fasste zwei grundlegende idealtypische Muster zu-

sammen, die familienbezogene Teleheimarbeit und die leistungsbezogene Teleheimarbeit 

(vgl. Kleemann 2003, S.73-77).  

Die familienbezogene Teleheimarbeit wird vor allem von Frauen in Partnerschaft auf Ba-

sis von Teilzeit praktiziert. Weniger häufig auch von in Vollzeitvereinbarungen arbeiten-

den Alleinerzieherinnen. Die primäre Motivation stellt für sie die Möglichkeit zur Ver-

einbarkeit von Familie und Beruf dar und die Teleheimarbeit wird auch durchaus als ein 

Privileg angesehen (vgl. ebd. S. 73). Häufiges Resultat ist eine „fragmentierte“ Gestal-

tung des Alltages, wobei die Familie, oder die Betreuungstätigkeiten den höchsten Stel-

lenwert besitzen und die Erwerbsarbeit in der „Restzeit“ erledigt wird. Die vordergründig 

strukturierenden Elemente sind etwa Schul,- bzw. Schlafzeiten der Kinder, in denen dann 

der Erwerbsarbeit nachgegangen wird. Dies führt nicht selten auch zu Arbeit am Abend 

oder Wochenende, und letztlich ist das Resultat ein Zurückdrängen der Eigen- und Ruhe-

zeit (ebd S.75). Ein solches Alltagsarrangement wird teilweise als sehr belastend und an-

strengend empfunden (vgl. von Streit 2011, S. 216).  

Leistungsbezogene Teleheimarbeit wird vor allem aufgrund von dem Streben nach einer 

Verbesserung der individuellen Arbeitsbedingungen heraus praktiziert. Eine entspannte 

Atmosphäre, die bessere Möglichkeit zur Konzentration, oder Produktivität können als 

Gründe angeführt werden (Kleemann 2003, S. 76). Die Gegensätze zur familienbezoge-

nen Teleheimarbeit liegen darin, dass zum einen vor allem Männer dieser Tätigkeitsform 

nachgehen. Zum anderen steht die Erwerbsarbeit häufig im Zentrum, besitzt einen hohen 

Stellenwert und tendenziell wird die Familie in der „Restzeit“ betreut, oder berücksich-

tigt. Ein solches Alltagsarrangement geht häufig mit einer großen Identifikation mit dem 

Beruf einher und kann schließlich dazu führen, dass für eine Partnerschaft keine Zeit oder 

kein Platz wäre (von Streit 2011, S. 197).  

Diese beiden „Prototypen“ von Teleheimarbeiterinnen und Teleheimarbeitern zeigen be-

reits die jeweiligen Nachteile auf, die mögliche Erklärungsansätze geben für eine weniger 

dominante Rolle der Tele- und auch Teleheimarbeit als in den 1990er Jahre antizipiert. 

Zu erwähnen ist neben den persönlichen Umständen ebenso die Skepsis der Betriebe als 

bremsende Wirkung im Aufschwung der Teleheimarbeit (Kleemann 2003, S. 71). Die 

üblichen direkten Kontrollmechanismen fallen in der Teleheimarbeit gänzlich weg. Die 

Praktikabilität und Rentabilität der Teleheimarbeit ist seitens der Arbeitnehmerin oder 
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des Arbeitnehmers somit direkt abhängig von der Fähigkeit unternehmerisch zu denken 

(vgl. von Streit 2011, S. 202). Aus diesem Grund werden von den Betrieben häufig nur 

langjährig, und somit gut bekannte, Beschäftigte als „vertrauenswürdig“ erachtet, um die 

Effizienzziele der Betriebe aufrecht zu erhalten. (vgl. Kleemann 2003 S. 71-72). 

Effizienzziele und entgrenzte Arbeits- und Nicht-Arbeitsverhältnisse haben zum Teil di-

vergierende Auswirkungen auf Individuen und rufen von unterschiedlichen Seiten mit-

unter diametrale Reaktionen hervor. In einem nächsten Schritt werden daher die Folgen 

der Entgrenzung dargelegt.  

5. Auswirkungen und Reaktionen: Die Folgen der Entgrenzung  

Ein tiefgreifender Wandlungsprozess, wie die Entgrenzung, bringt dementsprechend 

weitreichende, teils fundamentale Folgen mit sich. Für die Individuen lassen sich somit 

unterschiedliche Auswirkungen, wie etwa eine Veränderung in den Geschlechterarrange-

ments (vgl. Behnke/Meuser 2003; Dettmer et al. 2003), oder auch partiell gravierende 

gesundheitliche Folgen feststellen. Infolgedessen ruft die Entgrenzung auch unterschied-

liche Reaktionen seitens der Politik, den Interessensvertretungen und den „entgrenzten“ 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern hervor. 

5.1 Gesundheitliche Auswirkungen 

Während sich Arbeitsunfähigkeitstage aufgrund von physiologischen Muskel-Skelett-Er-

krankungen seit den 1990er Jahren dezimieren, liegt eine kontinuierliche Erhöhung der 

Arbeitsunfähigkeitsdiagnosen aufgrund psychisch bedingter Erkrankungen vor (vgl. 

Junghans/Morschhäuser 2013, S. 11). Somit sind vor allem psychische Belastungen im 

Kontext entgrenzter, flexibilisierter und subjektivierter Arbeitsformen von Relevanz. De-

pressionen und auch Angstzustände sind als sich mehrende Krankheitsbilder exempla-

risch zu nennen. Auch die Diagnose „Burnout“ ist am Zunehmen. Burnout wäre als ein 

Zustand der „totalen emotionalen Erschöpfung, bzw. Ausgebranntheit“ (Jung-

hans/Morschhäuser 2013, S. 11) zwar von einer psychischen Erkrankung abzugrenzen, 

aber wird dennoch häufig als solche diagnostiziert (vgl. Schneider/Dreer 2013, S. 1).  

Die Wirtschaftskammer veröffentlichte 2017 einige Zahlen zur Bedeutung der psychi-

schen bzw. seelischen Beschwerden in Österreich. 2,4 Millionen Krankenstandstage wur-

den 2009 in Österreich aufgrund von seelischer Beschwerden in Anspruch genommen, 

wobei die Frauen mit 1,5 Millionen deutlich überrepräsentiert sind (vgl. Wirtschaftskam-

mer 2017, S. 7). Im Kontext gesetzt mit Werten aus der Mitte der 1990er Jahre ergibt sich 
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ein Zuwachs von 155 % der Krankenstandstage aufgrund von psychischen Belastungen 

für Frauen und 88 % für Männer (ebd. S. 7). Ebenfalls stiegen die psychisch bedingten 

Spitalsaufenthalte im selben Zeitraum um etwa 96 % und die Erwerbsunfähigkeitspensi-

onen mit psychischer Ursache erhöhten sich um 116 % (ebd. S. 7-8). Abbildung 3 visua-

lisiert die angesprochene steigende Anzahl von Krankenstandsfälle aufgrund psychischer 

Erkrankungen. 

 

Abbildung 3 – Krankenstandsfälle auf 1.000 Erwerbstätige (Schneider/Dreer 2013, S. 14) 

 

Die in Kapitel 3.1 genauer beschriebene Studie von Griesbacher/Griesbacher maß etwa 

auch die allgemeine Arbeitsbelastung von 1233 unselbständig Beschäftigten und kam 

zum in Abbildung 4 ersichtlichen Ergebnis. Es zeigte sich, dass es für etwa 37 % der 

Befragten (eher) zutrifft, dass sie sich öfters emotional erschöpft fühlen, was wie oben 

erwähnt ein Indikator für ein „Burnout-Syndrom“ sein kann (vgl. Griesbacher/Griesba-

cher 2016 S. 121). In etwa 23 % denken manchmal (eher) von sich selbst, dass sie burn-

out-gefährdet sind. Wichtig ist zu erwähnen, dass es sich bei diesen 23 % um eine sub-

jektive Selbsteinschätzung und nicht um eine psychologisch fundierte Burnout-Diagnose 

handelt (ebd. S. 122). Nichtsdestotrotz sollte eine solche Zahl nicht unterschätzt und 

ernstgenommen werden. 
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Abbildung 4 – Arbeitsbelastung (Griesbacher/Griesbacher 2016, S. 122) 

 

Mögliche Verbindungen der eben angeführten Entwicklungen und der Thematik der Ent-

grenzung von Arbeit und Nicht-Arbeit werden von verschiedenen Autoren gegeben. 

Kratzer/Dunkel (2013, S. 41ff.) führen etwa die im Kontext der Subjektivierung erwähnte 

„Indirekte Kontrolle“ (siehe Kapitel 3.3) als möglichen Erklärungsfaktor für die Zunahme 

von psychischen Belastungen an. Diese Form der Kontrolle über Maßzahlen und Zielvor-

gaben führe für die Beschäftigten zu einer „Normalität der Überbelastung“ (vgl. Krat-

zer/Dunkel, S. 52). Ausprägungen davon sind unter anderem (vgl. ebd S. 52-54):  

• Permanentes Ungenügen wird als belastend empfundene Tatsache genannt und 

ist ein Resultat aus hohen Anforderungen und steigenden Leistungsanforderungen 

bei gleichsam minimal gehaltener Bereitstellung von Ressourcen.  

• Widersprüche zwischen Vorgaben und eigenen Anforderungen resultieren in 

einem „inneren Konflikt“. Um vorgegebene Ziele zu erreichen kann es zu einem 

Konflikt mit eigenen arbeitsinhaltlichen, oder auch ethischen Orientierungen 

kommen, man ist eventuell gezwungen „jemandem etwas anzudrehen“ (vgl. ebd. 

S. 53). Ebenso werden Misserfolge häufig als persönliches Versagen gewertet.  

• Entkoppelung von Leistung und Erfolg zielt auf eine Veränderung in der Be-

ziehung von Erfolg und der seitens des bzw. der Beschäftigten dafür erbrachten 

Leistung ab. Die eingesetzte Zeit bzw. die Arbeitsintensität sind irrelevant falls 

Arbeitsbelastung (in %) 
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der Markterfolg ausbleibt. Daraus ergibt sich die Tendenz, dass die Kausalität 

zwischen erbrachter Leistung und entsprechender Gegenleistung, wie Entloh-

nung, aber auch Wertschätzung und Beschäftigungssicherheit mitunter nicht mehr 

absolut, oder unabdingbar ist (vgl. ebd. S.54). 

Unter anderem aus diesen Ausprägungen heraus postulieren Kratzer/Dunkel einen Inte-

ressenskonflikt zwischen Gesundheit und Arbeit (vgl. ebd. S. 54), die systematische 

Überbelastung für den ökonomischen Erfolg fordert die Beschäftigten auf, Lösungen ak-

tiv zu gestalten. Im Sinne der eigenen Gesundheit zu arbeiten, heißt auch einen mitunter 

hohen Preis zu bezahlen. „Man muss die eigenen Ansprüche reduzieren, die Unzufrie-

denheit von Vorgesetzten oder Kollegen in Kauf nehmen, auf Karriere verzichten, man 

gefährdet im Extremfall vielleicht sogar seinen Arbeitsplatz“ (Kratzer/Dunkel 2013, S. 

54). 

Neben der Subjektivierung könnten auch die zeitlichen und örtlichen Dimensionen der 

Entgrenzung eine Rolle im Hinblick auf psychische Belastungen spielen. Die fließenden 

Grenzen zwischen Arbeit und Privatleben bergen Risiken wie gesundheitsschädliche Ver-

haltensweisen, unter die beispielsweise die ständige Erreichbarkeit fällt (vgl. Roschker 

2014, S. 13). 

Ein klarer Konnex zu psychischen Erkrankungen konnte jedoch bis dato nur von einer im 

Auftrag der Arbeiterkammer in Kooperation mit der TU Wien durchgeführten Studie ge-

funden werden. Demnach sind Personen, die in der Freizeit kaum oder gar nicht für er-

werbsbezogene Telefonate erreichbar sind, lediglich zu 11,3 % von Depressionserschei-

nungen betroffen. Während Personen, die in einem hohen Maße erreichbar sind, zu etwa 

24 % mit Depressionserscheinungen konfrontiert (vgl. Arbeiterkammer 2016: online). 

Nichtsdestotrotz verweisen auch andere Autoren auf eine mögliche Verbindung von stän-

diger oder arbeitsbezogen erweiterter Erreichbarkeit und der psychischen Gesundheit von 

Beschäftigten. Feuchtl et al. bemerken: „Es gibt Hinweise auf negative Auswirkungen 

auf die Gesundheit wie schlechtere Schlafqualität, Erschöpfung, Konzentrationsstörun-

gen, häufigere familiäre Konflikte, Einschränkungen des sozialen Lebens sowie ein hö-

heres Risiko für Depressionen“ (Feuchtl et al. 2016, S. 70).  

Die erwerbsbezogene ständige Erreichbarkeit ist ein in der Öffentlichkeit vieldiskutiertes 

Phänomen, das seinen Weg bereits in die Betriebsvereinbarungen einiger großer Kon-

zerne fand. Rudholzer nennt hierbei etwa die Firma BMW als Beispiel, deren Arbeitneh-

mern und Arbeitnehmerinnen ein Recht auf Unerreichbarkeit in der Freizeit zugesprochen 



33 
 

wird. Ferner wurde eine Möglichkeit vereinbart, dass im Falle von trotzdem erbrachter 

Arbeitsleistung in der Freizeit, es eine Option gibt, sich diese als Überstunden anrechnen 

zu lassen (vgl. Rudholzer 2014, S. 24). Bereits 2011 regelte VW den Umgang mit mobilen 

Endgeräten, indem eine Serverabschaltung eine halbe Stunde nach Gleitzeitende einge-

führt wurde (vgl. Pfeiffer 2012, S. 15). Diese Regulationsmaßnahmen zeigen, dass auch, 

wenn die Auswirkungen auf die Gesundheit von ständiger Erreichbarkeit noch nicht ex-

plizit nachgewiesen sind, bereits Bestrebungen zur Einschränkung stattfinden, bzw. statt-

fanden.  

Von der ständigen Erreichbarkeit abzugrenzen ist die Rufbereitschaft. Diese ist definiert 

als ein flexibles Modell der Arbeitszeitgestaltung, bei dem die Arbeitnehmerinnen oder 

Arbeitnehmer den Aufenthaltsort grundsätzlich frei wählen können und lediglich in einer 

angemessenen Zeit zur Arbeit erscheinen müssen (vgl. Drs 2015, S.128). Nur am Rande 

sei erwähnt, dass Rufbereitschaft nicht als Arbeitszeit gilt und dafür auch Unentgeltlich-

keit vereinbart werden kann (vgl. Drs, S. 129). Die arbeitsbezogene Rufbereitschaft 

wurde von Dettmers et al. in einer Studie auf Korrelationen mit gesundheitlichen Aus-

wirkungen hin untersucht. Auf Basis von Befragungen von 70 Betroffenen kamen sie 

zum Ergebnis, dass Rufbereitschaft negative Konsequenzen auf die Schlafqualität, die 

allgemeine Befindung, und zu einem höheren Maß an Irritation führt. Irritation meint 

hierbei eine Sammelvariable die unter anderem Items wie etwa „„Heute Abend fiel es mir 

schwer abzuschalten“ oder „Heute Abend reagierte ich gereizt, obwohl ich es gar nicht 

wollte“ involvierte (vgl. ebd. S. 56). 

Das Resultat der Studie zeigte ebenfalls, dass die bloße Anforderung erreichbar zu sein, 

bereits die Erholungsprozesse beeinflusst und es daher scheinbar irrelevant ist, ob die 

Beschäftigten in der rufbereiten Zeit auch tatsächlich für einen Einsatz gerufen werden 

oder nicht (vgl. ebd. S. 57). Daraus schlussfolgern die Autoren, dass es notwendig wäre, 

bei Rufbereitschaftsdiensten die Anzahl der Einsätze, und somit die Auslastung der Be-

schäftigten zu erhöhen. Das könnte etwa mit einer Kooperation mehrerer Unternehmen, 

die einen gemeinsamen „Pool“ an Arbeitskräften bereitstellen, geschehen. Somit könnten 

für die Beschäftigten seltene Phasen der Rufbereitschaft mit einer dafür höheren Anzahl 

an Arbeitseinsätzen im Gegensatz zu häufigen Phasen der Rufbereitschaft mit geringen 

Arbeitseinsätzen etabliert werden (vgl. ebd. S. 60). 
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5.2 Reaktionen der Interessensvertretungen und Parteien 

Diese gesundheitlichen Auswirkungen von Entgrenzung determinieren unter anderem 

den Diskurs über Entgrenzung. Es wird im Folgenden ein Überblick über aktuelle Positi-

onen von Interessensvertretungen und Parteien, als relevante politische Akteure gegeben.  

Die Reaktionen auf Entgrenzung gestalten sich je nach Position der Interessensvertretung 

oder Partei in einigen Fällen fundamental different. Der am häufigsten diskutierte Aspekt 

der Entgrenzung ist die zeitliche Dimension, im konkreten die Arbeitszeitflexibilisierung. 

Entgrenzung ist für Arbeitnehmerinnen- und Arbeitnehmervertretungen ein mehrheitlich 

negativ konnotierter Begriff, was beispielsweise ein von der GPA-djp erschienener Be-

richt unterstreicht. Hierbei wird in der Entgrenzung ein Weg gesehen, mit dem schlei-

chend die rechtlichen Grundlagen der Arbeit umgangen werden (vgl. GPA-djp 2010, S. 

3. Gleichsam wird darin eine Möglichkeit gesehen, um die Arbeitsanforderungen an die 

Beschäftigten permanent steigen zu lassen (vgl. GPA-djp S. 10). Im Anhang des Berich-

tes befindet sich ein elf Items beinhaltender Selbsttest mit dem Titel „Arbeite ich ent-

grenzt?“ der ein Instrument für Betriebsräte zur Messung des „Ist-Standes“ in der Beleg-

schaft und eine „Basis für weiterführende Handlungen“ (vgl ebd. S. 46). darstellen soll. 

Erhoben werden hierbei unter anderem die Erreichbarkeit außerhalb der Arbeitszeit, die 

Arbeitsvertragsgestaltung oder auch der Konsum von arbeitsbezogener Fachliteratur in 

der Freizeit. 

Die Industriellenvereinigung vertritt eine konträre Position und sieht in den Haltungen 

der Arbeitnehmerinnen- und Arbeitnehmervertretungen eine Form der Realitätsferne 

(vgl. Industriellenvereinigung Oberösterreich 2016: online). Die Flexibilisierung der Ar-

beitszeit führe zu einer Erhöhung der Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit und sei der 

einzige Weg zur nachhaltigen Genese von Arbeitsplätzen. Eine Beibehaltung strenger 

Arbeitszeitregelungen auf der anderen Seite sei daher kontraproduktiv (vgl. ebd: online). 

Ebenso gebe es durch die Digitalisierung auch Umkehrfälle der Entgrenzung wie etwa 

das private Internetsurfen während der Arbeitszeit. Daher resümiert die Industriellenver-

einigung, dass die Entgrenzung von Arbeit und Freizeit voranschreitet und einen „neuen 

arbeitsrechtlichen Rahmen verlangt, welcher der Digitalisierung unseres Lebens Rech-

nung trägt“ (ebd: online). 

Differierende Standpunkte lassen sich auch zwischen den beiden größten Interessenver-

tretungskammern in Hinblick auf „All-In Vereinbarungen“ finden. Die Arbeiterkammer 
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sieht darin eine „Unsitte, die die Grenzen zwischen Arbeitszeit und Freizeit fließend wer-

den lässt.“ (AK 2016: online). Die Wirtschaftskammer auf der anderen Seite wertet nicht 

über „All-In-Vereinbarungen“ und beschränkt ihre Rolle dazu vor allem auf das Bereit-

stellen von Informationen und Tipps für Lohnverrechnerinnen und Lohnverrechner (vgl. 

WK 2016: online). 

Als für die Tagespolitik relevante Akteure vertreten die österreichischen Parteien eben-

falls teilweise gegensätzliche Positionen im Kontext der Entgrenzung. 

So bezog die SPÖ in einer Aussendung Stellung zum Thema Entgrenzung und betont, 

dass die Verschmelzung von Arbeit und Privatleben Auswirkungen auf zum Beispiel Ar-

beits- und Sozialrecht habe. Ebenso würden viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

aufgrund der Digitalisierung dem Konkurrenzdruck der gesamten digitalen Welt ausge-

setzt, ein Trend der sich nicht zurückdrängen lässt, deswegen sei es wichtig diesen Wan-

del „kreativ mitzugestalten“ (vgl. SPÖ 2016: online).  Doch zeigte sich die SPÖ in Bezug 

auf Arbeitszeitflexibilisierung offen. Eine Verlängerung der täglichen Höchstarbeitszeit 

auf zwölf Stunden soll ermöglicht werden, insofern dafür „längere zusammenhängende 

Freizeitblöcke“ gewährleistet werden (SPÖ 2017, S.26). Ebenso soll ein Wahlarbeitszeit-

modell ab bestimmter Beschäftigungsdauer und bestimmter Betriebsgröße ermöglicht 

werden, um ein ideales Abstimmen der Bedürfnisse der Beschäftigten und des Betriebes 

zu ermöglichen.  

Ein relevanter politischer Motor im Kontext der Flexibilisierung der Arbeitswelt ist die 

ÖVP. So wird bemerkt, dass man sich „für eine Flexibilisierung des Arbeitslebens ein-

setzt, auch was Arbeitszeitmodelle betrifft.“ (vgl. ÖVP: online). Davon würde der ge-

samte Wirtschaftsstandort Österreich profitieren und auch würde eine vermehrte Flexibi-

lisierung den Menschen mehr Freiraum für ihre Lebensplanung lassen (vgl. ÖVP: online). 

Die Grünen sprechen sich in deren Grundsatzprogramm für eine Ausweitung der selbst-

bestimmten Flexibilität in Bezug auf Arbeitszeiten und letztlich alle Lebensbereiche aus, 

wobei jedoch eine angeordnete Flexibilisierung abzulehnen wäre. In diesem Sinn wird 

betont, dass die „Grenze dort zu ziehen ist wo einseitig und zu Lasten von Erwerbstätigen 

flexibilisiert wird“ (Die Grünen 2001, S. 39). 

Ähnlich wie die ÖVP stehen auch die Neos der Flexibilisierung und Entgrenzung wenig 

kritisch gegenüber. Vor allem die Forderung nach einer flexibleren Form der Arbeitszeit-

gestaltung wird in mehreren Themenfeldern gefordert. Die Argumentation ist jener der 
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ÖVP im Grunde ident. So etwa sei dies notwendig,  um Österreich als „Wirtschaftsstand-

ort attraktiver zu machen“ (Neos 2016, S. 54), oder auch um die „Vereinbarkeit von Fa-

milie und Beruf zu verbessern“ (Neos 2016, S. 75). Die Arbeitszeit soll künftig auch nicht 

mehr allgemein ex lege geregelt werden, sondern auf Betriebsebene zwischen Arbeitge-

berinnen oder Arbeitgebern und Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmern individuell. Da-

bei sollen auch die Nachhaltigkeitsziele in Bezug auf die Gesundheit berücksichtigt wer-

den (vgl. Neos 2016, S.67).  

Im Parteiprogramm des Team Stronach und der FPÖ ließ sich keine Position zu Entgren-

zung oder auch Flexibilisierung finden. Zwar wird von der FPÖ Autonomie und Freiheit 

als eine grundlegende Gesinnung ihrer Politik angeführt (vgl. FPÖ 2011, S. 2), doch wird 

sie nicht im Kontext mit Arbeit oder Arbeitspolitik gesetzt. 

Eine Stellungnahme zu Entgrenzung fand ihren Weg auch in das, Anfang des Jahres 2017, 

neu formulierte SPÖ-Programm „Plan A für Austria“. Konkret wird zu den Themen Stän-

dige Erreichbarkeit und All-In Vereinbarungen Position bezogen. 

Moderne Technologien verschieben die Grenzen von Arbeit und Privatleben. 

Ständige Erreichbarkeit ist für viele zur Selbstverständlichkeit geworden. Sie 

bedeutet jedoch auch: Arbeit in der Freizeit. (…) Um den ArbeitnehmerInnen 

ungestörte Freizeit und Erholung zu sichern, ist im Arbeitszeitrecht ein 

grundsätzlicher Anspruch auf Nicht-Erreichbarkeit festzulegen. (SPÖ 2017, 

S. 27) 

Eine gesetzliche Regelung zu erweiterter arbeitsbezogener Erreichbarkeit, wie von der 

SPÖ gefordert, trat mit 1.1.2017 in Frankreich bereits in Kraft. Es handelt sich um das 

weltweit erste, national geltende Gesetz, dass bezüglich der ständigen Erreichbarkeit ver-

abschiedet wurde. Rückzuführen ist das Gesetz unter anderem auf ein Urteil des obersten 

Revisionsgerichtes, das mit dem österreichischen OGH vergleichbar ist. Das Verfas-

sungsgericht entschied, dass kein Arbeitnehmer und keine Arbeitnehmerin aufgrund von 

Unerreichbarkeit außerhalb der Arbeitszeit gekündigt werden darf (vgl. Gaulhofer 2017: 

online).  

Für All-In Vereinbarungen sieht das SPÖ-Programm eine einkommensspezifische Rege-

lung vor, in dem betont wird, dass „Zukünftig All-in-Vereinbarungen nur mehr ab einem 

Bruttolohn von mindestens 5.000 Euro zulässig sein sollen, um schwächere Einkommens-

gruppen weitgehend davor zu schützen“ (SPÖ 2017, S. 27). Dies sei notwendig, da Ein-

kommensschwächere häufig wenig Einfluss auf Lage und Dauer ihrer Arbeitszeit hätten 
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und daher der Stundenlohnsatz niedriger ausfiele als der kollektivvertraglich festgelegte 

Mindeststundenlohn. (vgl. SPÖ 2017, S. 27) 

5.3 Reaktionen der „Entgrenzten“ 

Die wohl relevanteste Reaktion auf Entgrenzung ist letztlich die der Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer beziehungsweise der vermeintlich „Entgrenzten“ selbst.  

Der im Kontext der Technisierung erstmals erwähnte Arbeitszeitbericht von Griesba-

cher/Griesbacher untersuchte, neben der Erreichbarkeit und Häufigkeit entgrenzter Ar-

beitszeiten und der Arbeitsbelastung, auch die Einstellung von Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmern in Bezug auf Arbeitszeitverlängerung und Erreichbarkeit außerhalb der 

regulären Arbeitszeit. Sie konnten somit Aussagen dazu treffen, inwieweit ein entgrenz-

tes Arbeits- und Nicht-Arbeitsverhältnis von Beschäftigten auch tatsächlich als belastend 

empfunden wird. Abbildung 5 visualisiert die Ergebnisse: 

 

Abbildung 5 - Einstellung zur Verlängerung bzw. Entgrenzung von Arbeitszeiten (Griesbacher/Griesbacher 2016, S. 

113) 

Zwar ist das gewählte Sample nur bedingt repräsentativ für die Allgemeinbevölkerung 

Österreichs, doch zeigt sich durchaus, dass entgrenzte Arbeitszeiten von bei weitem nicht 

allen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern als eindeutig problematisch wahrgenom-

men werden. Etwa 60 % stört es (eher) nicht, öfters länger als erwartet arbeiten zu müssen 

und ebenso mehr als die Hälfte finden es (eher) in Ordnung, außerhalb der Arbeitszeit 

beruflich kontaktiert zu werden.  

Griesbacher/Griesbacher zeigten Tendenzen von Beschäftigungsgruppen und deren Ein-

stellung zu Entgrenzung auf. Insbesondere Personen mit abwechslungsreichen, selbstän-

digen und leitenden Tätigkeiten, sowie Vollzeitbeschäftigte hatten eine höhere Akzeptanz 

gegenüber längeren Arbeitszeiten, sowie der Erreichbarkeit außerhalb der Arbeitszeit 

Einstellung zur Verlängerung bzw. Entgrenzung von Arbeitszeiten 
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(vgl. Griesbacher/Griesbacher 2016, S.115). In Bezug der erweiterten Erreichbarkeit fand 

sich eine Korrelation mit dem Wirtschaftssektor. Demnach empfanden in privaten Unter-

nehmen Beschäftigte die erweiterte Erreichbarkeit unproblematischer als etwa öffentlich 

Bedienstete.  Ebenfalls lässt sich ein geschlechtsspezifischer Unterschied erkennen, 

Frauen stehen längeren Arbeitszeiten und auch der Erreichbarkeit außerhalb der Arbeits-

zeit allgemein kritischer gegenüber als Männer (vgl. ebd. S. 116). 

Eine Befragung zum Thema Arbeitszufriedenheit und erweiterter Erreichbarkeit mit ei-

nem Sample von 267 Personen kam zum Ergebnis, dass die erwerbsbezogene erweiterte 

Erreichbarkeit keinen signifikanten Effekt auf die Arbeitszufriedenheit hat (vgl. Mitter 

2016, S. 56).  Zwar lasen ca. 80 % der Befragten mindestens einmal pro Woche dienstli-

che E-Mails privat, (etwas) davon belastet fühlten sich tatsächlich nur rund 38 % (vgl. 

Mitter 2016, S.56). Die mittels einer standardisierten Skala zur Messung psychosozialer 

Belastungen am Arbeitsplatz gemessenen Arbeitszufriedenheit korrelierte unterdessen 

mit der Autonomie, sowie mit der empfundenen, arbeitsplatzbezogenen Anerkennung 

und dem allgemeinen Wohlbefinden der Befragten positiv (vgl. ebd. S. 55). Die erweiterte 

Erreichbarkeit scheint jedoch in Zusammenhang mit der Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf zu stehen, da ein höherer Grad an Erreichbarkeit mit einer höheren Wahrschein-

lichkeit zu Konflikten in der Arbeits- und Familiendomäne einhergeht (ebd. S. 55-56). 

Essenziell ist für die Befragten von Griesbacher/Griesbacher am Arbeitsplatz unter ande-

rem die Autonomie. Ungefähr 70 % stimmten der Aussage „Mir ist es besonders wichtig, 

dass ich selbständig arbeiten kann.“ voll zu und weitere 25 % stimmten eher zu, somit 

legen nur etwas unter 5 % ihrer Befragten wenig, oder keinen Wert auf selbständiges 

Arbeiten (vgl. Griesbacher/Griesbacher 2016, S.124). Wichtig ist zu wiederholen, dass 

ihr Sample allein aus unselbständig Beschäftigten besteht und die Selbständigkeit sich in 

diesem Fall lediglich auf die Arbeitsgestaltung bezieht. 

6. Resümee und Ausblick 

Die beiden formulierten Forschungsfragen „Welche Triebkräfte führen zu einer Entgren-

zung von Arbeit und Nicht-Arbeit?“ und „Welche Auswirkungen auf unselbständig Be-

schäftigte bringen entgrenzte Arbeits- und Nicht-Arbeitsverhältnisse in gesundheitlicher 

Hinsicht mit sich und wie reagieren Interessensvertretungen, Politik und die „Entgrenz-

ten“ selbst auf diese?“ lassen sich nun beantworten. 
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Die Entgrenzung von Arbeit und Nicht-Arbeit wurde als prozessorientiert, vielschichtig 

und ambivalent beschrieben (siehe Kapitel 2.2.1). In der Beantwortung der ersten For-

schungsfrage zeigen sich vor allem die Vielschichtigkeit und Prozessorientierung des Be-

griffes. Die Technisierung, der Wandel der Institution Staat und die Subjektivierung wur-

den in dieser Arbeit präzisiert. Sie wurden als ausgewählte Beispiele für eine, auf vielen 

verschiedenen Ebenen stattfindende, Veränderung der Arbeits- und Lebenswelt ange-

führt. Sie alle stehen in Wechselwirkung zueinander, beeinflussen sich gegenseitig und 

resultieren schließlich im vielschichtigen Wandlungsprozess Entgrenzung. 

Die Ambivalenz zeigt sich vor allem in den Folgen der Entgrenzung. Es muss angemerkt 

werden, dass keine eindeutige, einseitige, disjunkte Aussage dazu getroffen werden kann, 

ob die unter dem Sammelbegriff Entgrenzung subsumierten gesellschaftlichen Wand-

lungsprozesse letztlich positive oder negative Konsequenzen auf die Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer haben beziehungsweise haben werden. Auf der einen Seite ergeben 

sich Chancen, durch subjektivierte, selbstbestimmte Gestaltung die Arbeit als Selbstver-

wirklichung zu erleben. Ebenso werden durch die Diversität der Möglichkeiten in der 

Arbeitsvertragsgestaltung und der Flexibilisierung des zeitlichen und örtlichen Arbeits-

kontextes, neue, zukunftsorientierte Möglichkeiten Beruf und Familie miteinander zu 

vereinbaren, geschaffen. Auf der anderen Seite gibt es Risiken wie etwa die hohe Arbeits-

belastung (vgl. Griesbacher/Griesbacher 2016) oder die steigende Anzahl der Kranken-

standstage aufgrund von psychischen Erkrankungen (vgl. Schneider/Dreer 2013) im Kon-

text der Gesundheit. 

Ebenfalls ambivalent gestalten sich die Reaktionen auf Entgrenzung. Die Industriellen-

vereinigung, die Wirtschaftskammer und tendenziell die ÖVP und die Neos sehen sich 

als Förderer der Flexibilisierung im Hinblick auf Arbeitszeiten und somit eher als Befür-

worter und Antreiber der Entgrenzung. Kritisch stehen dem die Arbeiterkammer, die Ge-

werkschaften und tendenziell die Grünen und Teile der SPÖ gegenüber, wobei die SPÖ 

mit Berücksichtigung des „Plan A für Austria“ ebenso eine Arbeitszeitflexibilisierung 

forciert und somit eine Position einnimmt, die in der Mitte des Meinungsspektrums an-

zusiedeln ist.  

Beide in Kapitel 5.3 angeführte Befragungen können zwar nicht als repräsentativ für die 

Gesamtbevölkerung Österreichs stehen, doch muss betont werden, dass sie dennoch In-

dizien dafür geben, dass eine doch recht deutliche Diskrepanz zwischen der Einschätzung 

der Beschäftigten selbst und ihrer Interessensvertretungen vorliegt. Die Entgrenzung von 

Arbeit und Nicht-Arbeit ist scheinbar für die „Entgrenzten“ selbst eine gar nicht so große 
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Herausforderung wie angenommen. Die Subjektivierung der Arbeit, die in diesem Fall 

ihre konkrete Ausprägung in der autonomen Arbeitsgestaltung findet, ist scheinbar eine 

für unselbständig Beschäftigte höchst relevante wie auch geschätzte Komponente.  

Genau in diesen Ambivalenzen der Entgrenzung liegt die zukünftige Herausforderung für 

Wissenschaft, Politik und auch die Beschäftigten selbst. Es gilt zu eruieren, welche Ent-

wicklungen und Aspekte zu fördern und welche Entwicklungen zurückzuweisen oder zu-

mindest zu regulieren sind. Um dies zu ermöglichen, liegt in vielen Bereichen teilweise 

noch erheblicher Forschungsbedarf vor, allen voran die gesundheitlichen Auswirkungen. 

Ein tatsächlicher Zusammenhang zwischen Entgrenzung, sei es auf zeitlicher, sozialer, 

oder räumlicher Dimension und der Gesundheit, ist bis dato weder explizit nachgewiesen 

noch falsifiziert worden. Ebenso sind Studien zur Entgrenzung, Subjektivierung oder 

auch der Work-Life Balance mit speziellem Österreichbezug rar. 

Die hohe gesellschaftliche Relevanz der Thematik Entgrenzung zeigt sich unter anderem 

auch in dem „Call for Papers“ im Kontext des Wissenschaftspreises 2017 der Arbeiter-

kammer über die Thematik „Arbeit 4.0“. Hierbei wird explizit der Begriff „Entgrenzung 

der Arbeit“ angeführt und in deren Problembeschreibung finden sich auch Aspekte wie 

etwa „Digitalisierung“, oder „Flexibilisierung“ wieder (AK 2017: online).  

Ferner ist die Forschungslandschaft im Hinblick auf die Einstellung der Arbeitnehmerin-

nen und Arbeitnehmer gegenüber Entgrenzung karg. Ob dies der schwierigen Operatio-

nalisierbarkeit aufgrund der Vielschichtigkeit der Entgrenzung von Arbeit und Nicht-Ar-

beit, oder Kostengründen geschuldet ist, sei dahingestellt. Die Debatte sollte nicht über 

die Köpfe der vermeintlich „Entgrenzten“ hinweg geführt, sondern im Gegenteil auf de-

ren Ansichten und Einstellungen hin zentriert werden. Wenn man so will, gilt es, die Ent-

grenzung wo nötig zu begrenzen, um die, im Sinne der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer, vielversprechenden, schier grenzenlosen Möglichkeiten für zukünftige Arbeits-

gestaltung nicht zu begrenzen.  
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